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A. Prüfungsauftrag 

 

Das Rechnungsprüfungsamt der Stadt Halle (Saale) erteilte uns den Auftrag zur Prüfung des 

Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2016 des 

 
Eigenbetriebes für Arbeitsförderung der Stadt Halle (Saale) 

 
(im Folgenden: Eigenbetrieb oder Eigenbetrieb für Arbeitsförderung der Stadt Halle (Saale) 

oder EfA). 

 

In Ausführung des Beschlusses haben wir gemäß § 19 EigBG i. V. m. §§ 316 ff. HGB die 

Buchführung für das Geschäftsjahr 2016, den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 so-

wie den Lagebericht für das Geschäftsjahr 2016 zu prüfen und hierüber berufsüblich zu be-

richten. Prüfungsgegenstand ist nach § 133 Abs. 1 KVG LSA daneben, ob die Regelungen 

des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 HGrG eingehalten wurden. Bei der Prüfung wurde der IDW 

PS 700 beachtet. 

 

Über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir gem. § 321 HGB und § 322 HGB den nach-

folgenden Bericht, der unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Berichterstattung 

bei Abschlussprüfungen (IDW PS 450) und der Prüfung des Lageberichtes (IDW PS 350) 

abgefasst wurde. 

 

Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass mit hinreichender Sicherheit 

beurteilt werden kann, ob die Buchführung, der Jahresabschluss und der Lagebericht frei 

von wesentlichen Mängeln sind. Im Rahmen der Prüfung werden Nachweise für die Angaben 

der Buchführung, des Jahresabschlusses und des Lageberichtes auf der Basis von Stich-

proben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-, Be-

wertungs- und Gliederungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der Geschäfts-

führung sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lage-

berichtes. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage 

für unser Prüfungsurteil bildet. 

 

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4 a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die an-

wendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 
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Dem Auftrag liegen die als Anlage IX beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für 

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Fassung vom 01. Januar 

2017 zugrunde. Die Höhe unserer Haftung bestimmt sich nach § 323 HGB. Im Verhältnis zu 

Dritten sind Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 9 der Allgemeinen Auftragsbedingungen maßgebend. 

 

 

B. Grundsätzliche Feststellungen 

1. Lage des Unternehmens 

1.1. Stellungnahme zur Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter 

Gemäß § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB nehmen wir zu der Beurteilung der Lage des Unter-

nehmens durch die gesetzlichen Vertreter, insbesondere auf die Beurteilung des Fortbe-

standes und der künftigen Entwicklung des Unternehmens unter Berücksichtigung des 

Lageberichtes Stellung, soweit die geprüften Unterlagen und der Lagebericht eine sol-

che Beurteilung erlauben. 

 

Der Jahresabschluss wurde unter der Annahme der Geschäftsfortführung (Going Con-

cern) aufgestellt.  

 

Zu den Aufgaben des Eigenbetriebes gehören die Unterstützung von Eingliederungs-

maßnahmen nach SGB II und III zur Integration von Sozialleistungsempfängern durch 

Arbeit, speziell durch Vorhalten und Bereitstellen von Personal und durch Koordination 

und Organisation von Beschäftigungsmaßnahmen. 

 

Die Betriebsleitung beurteilt die Lage des Eigenbetriebs in zusammengefasster Form 

wirtschaftlich wie folgt: 

 Im Berichtsjahr konnten durchschnittlich 257 Teilnehmerplätze mit einem Jahresver-

trag in verschiedenen Maßnahmen beim EfA realisiert werden. Darüber hinaus hat 

der EfA bei Dritten durchschnittlich 70 Teilnehmer im Förderprogramm BIWAQ, 90 

Teilnehmer im Förderprogramm „Familien stärken – Perspektiven eröffnen“ und wei-

tere 58 Plätze im Förderprogramm „Jobperspektive 58+“geschaffen.  

 Der sich bereits in den Vorjahren abzeichnende Trend der Verschiebung des För-

dermittelzuflusses weg vom Jobcenter hin zu EU, Bund und Land wird sich auch in 

Zukunft weiter fortsetzen. So werden tendenziell mehr Langzeitmaßnahmen mit 

Laufzeiten von 36 Monaten geschaffen. 

 Die Zahlungsfähigkeit war zu jeder Zeit des Jahres gegeben. 
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 Der Eigenbetrieb ist in 2014 nach der Akkreditierungs- und Zulassungsverordnung 

Arbeitsförderung zertifiziert worden. In 2016 wurde der EfA erneut zertifiziert. 

 Derzeit sind fast alle Maßnahmen mit einer Laufzeit von 1 bis 3 Jahren bewilligt. Die 

Entwicklung der vom EfA durchschnittlich realisierten Maßnahmen für die Jahre 

2017 und 2018 stellen sich voraussichtlich wie folgt dar: 

2017    781 Maßnahme- Plätze 

2018    720 Maßnahme- Plätze 

 Die Integration von Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt bildet neben der Umsetzung der 

bisherigen Förderinstrumente einen neuen Aufgabenschwerpunkt des EfA. 

 

Die wirtschaftliche Beurteilung entspricht der wirtschaftlichen Analyse der Vermögens-, 

Finanz- und Ertragslage. 

 

Aufgrund der von uns geprüften Unterlagen sowie der von uns im Rahmen der Ab-

schlussprüfung durchgeführten Analysen zur Lage des Eigenbetriebes ergeben sich aus 

unserer Sicht keine Einwendungen gegen die Einschätzung der Eigenbetriebsorgane 

zur Lage des Eigenbetriebs. 
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C. Durchführung der Prüfung 

1. Gegenstand der Prüfung 

Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und des Lagebe-

richts des Eigenbetriebes für Arbeitsförderung der Stadt Halle (Saale) für das zum  

31. Dezember 2016 endende Geschäftsjahr geprüft. Die Durchführung und die Aufstellung 

von Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Verantwortung der Betriebsleitung des 

Eigenbetriebes. Unsere Aufgabe ist es, auf Grundlage der von uns durchgeführten pflicht-

gemäßen Prüfung ein Urteil über den Jahresabschluss und den Lagebericht abzugeben. 

 

Nach § 133 Abs. 1 Nr. 3 KVG LSA i. V. m. § 264 HGB sind bei der Aufstellung und der 

Prüfung des Jahresabschlusses die Vorschriften für große Kapitalgesellschaften anzu-

wenden. 

Den Lagebericht haben wir daraufhin überprüft, ob er mit dem Jahresabschluss und den 

bei unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und insgesamt ein zu-

treffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt. Die Prüfung des Lageberichts hat 

sich auch darauf zu erstrecken, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Aufstellung des La-

geberichts beachtet worden sind (§ 317 II HGB n.F.). 

 

Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehört nur insoweit zu den 

Aufgaben der Abschlussprüfung, als sich aus diesen anderen Vorschriften üblicherweise 

Rückwirkungen auf den Jahresabschluss oder Lagebericht ergeben. 

 

2. Art und Umfang der Prüfungsdurchführung 

Wir haben den uns erteilten Auftrag im Monat Juni 2017 in den Geschäftsräumen des Ei-

genbetriebes durchgeführt. Die abschließenden Arbeiten sowie die Erstellung des Prü-

fungsberichtes wurden in unserem Büro vorgenommen. 

 

Ausgangspunkt unserer Prüfung war der vom Eigenbetrieb erstellte Jahresabschluss zum 

31. Dezember 2016. 

 

Als Prüfungsunterlagen wurden uns insbesondere vorgelegt: 

- Summen- und Saldenbilanz, 

- vorläufiger Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016, 

- Lagebericht für das Geschäftsjahr 2016, 

- Saldenlisten, 
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- Buchhaltungsunterlagen, 

- Korrespondenz, Verträge, 

- Versammlungsprotokolle. 

 

Bei unserer Abschlussprüfung haben wir die Grundsätze der §§ 316 ff. HGB unter Beach-

tung der vom IDW aufgestellten Grundsätze ordnungsmäßiger Durchführung von Ab-

schlussprüfungen der Prüfungsstandards „Ziele und allgemeine Grundsätze der Durchfüh-

rung von Abschlussprüfungen (IDW PS 200)“ und „Rechnungslegungs- und Prüfungs-

grundsätze für die Abschlussprüfung (IDW PS 201)“ beachtet. 

 

Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung sind wir von einem risiko- und systemorientierten 

Prüfungsansatz ausgegangen. Dabei haben wir eine allgemeine Risikobeurteilung und die 

Risikoeinschätzung einzelner Prüffelder vorgenommen.  

 

Die Ordnungsmäßigkeit des EDV-Buchführungssystems des Eigenbetriebes wurde durch 

uns nicht geprüft. Unsere Stichproben ergaben jedoch keine Beanstandungen bezüglich 

der Arbeitsweise der eingesetzten Programme. 

 

Unsere Prüfungshandlungen sind darauf gerichtet, ein Urteil über die Ordnungsmäßigkeit 

der Buchführung und die Übereinstimmung des daraus entwickelten Jahresabschlusses 

sowie des Lageberichtes mit den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Best-

immungen der Eigenbetriebssatzung sowie den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh-

rung zu ermöglichen. 

 

Eine Beurteilung des internen Kontrollsystems (IKS) haben wir nur insoweit vorgenom-

men, als sie zur Bestimmung unserer weiteren Prüfungshandlungen im Rahmen der Ab-

schlussprüfung erforderlich war. Ausgehend von der Beurteilung des IKS haben wir bei 

der Festlegung der weiteren Prüfungshandlungen (analytisch und Einzelfallprüfungen) die 

Grundsätze der Wesentlichkeit und der Wirtschaftlichkeit beachtet. Die Einzelfallprüfun-

gen wurden daher nach Art und Umfang unter Berücksichtigung der Bedeutung der Prü-

fungsgebiete und der Organisation des Rechnungswesens in ausgewählten Stichproben 

durchgeführt. Die Stichproben wurden so ausgewählt, dass sie der wirtschaftlichen Be-

deutung der einzelnen Posten des Jahresabschlusses Rechnung tragen und es ermögli-

chen, die Einhaltung der gesetzlichen Rechnungslegungsvorschriften ausreichend zu prü-

fen. 
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Einzelfallprüfungen erstreckten sich auf eine teils stichprobenweise, teils vollständig 

durchgeführte Belegprüfung sowie die Prüfung der Einhaltung der Gliederungs-, Vollstän-

digkeits- und Bewertungsvorschriften. 

 

Unsere weiteren Prüfungshandlungen richteten sich schwerpunktmäßig auf das Anlage-

vermögen, die Vorräte, Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände, Rückstel-

lungen, Verbindlichkeiten, Umsatzerlöse, sonstige betriebliche Erträge sowie auf die we-

sentlichen Aufwandsposten. 

 

Das Anlagevermögen haben wir insbesondere hinsichtlich der Zu- und Abgänge geprüft. 

Bei den Zugängen haben wir vor allem die Zulässigkeit der Aktivierung und die vollständi-

ge Erfassung aller zu aktivierenden Kosten geprüft. Darüber hinaus haben wir uns von der 

Richtigkeit der Abschreibungen überzeugt. Eine körperliche Bestandsaufnahme wurde 

zum Bilanzstichtag vorgenommen, an der wir auftragsgemäß nicht teilgenommen haben. 

 

Die unfertigen Leistungen wurden stichprobenartig anhand der Kosten-Leistungsrechnung 

und den Zuwendungsbescheiden geprüft. 

 

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen wurden anhand von Schlussbeschei-

den bzw. Verwendungsnachweisen der Maßnahmen nachgewiesen.  

 

Die Forderungen gegen die Stadt Halle wurden anhand der Haushaltsrechnung der Stadt 

Halle nachgewiesen. 

 

Die Sonderposten, die für die erhaltenen Zuwendungen gebildet wurden, sind hinsichtlich 

der Grundlagen für die Zuführung und der Auflösung hin geprüft worden (z. B. Belege für 

Zugänge des Anlagevermögens). 

 

Neben der Kontrolle der Inanspruchnahme und der Auflösung bestehender Rückstellun-

gen richtete sich unsere Prüfungstätigkeit vor allem auf die vollständige Erfassung aller 

wesentlichen, erkennbaren Risiken des Geschäftsbetriebes des Eigenbetriebes. 

 

Die erhaltenen Anzahlungen wurden stichprobenartig anhand der Zahlungseingänge und 

Zuwendungsbescheide geprüft. 
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Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen wurden hauptsächlich hinsichtlich 

der vollständigen und zutreffenden Erfassung der Kreditoren sowie der Abwicklung der 

Zahlungen überprüft und durch Verwendungsnachweise belegt. Des Weiteren wurden 

stichprobenartig Saldenbestätigungen abgefordert. 

 

Die sonstigen Verbindlichkeiten wurden anhand von Belegen nachgewiesen und der Zah-

lungsausgleich im Folgejahr mittels Kontoauszügen geprüft. 

Die Prüfung des Materialaufwands erfolgte anhand bestehender Verträge sowie gezielter 

Stichproben in einzelnen wesentlichen Positionen. 

 

Für den Personalaufwand wurde ein Abgleich mit der Lohnbuchführung vorgenommen. 

 

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen wurden stichprobenartig anhand von Belegen 

nachgewiesen. 

 

Mit Datum vom 02. Juni 2016 wurde der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2015 von 

uns mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen. Gemäß Beschluss vom 

14. Dezember 2016 wurde der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2015 durch den 

Stadtrat der Stadt Halle (Saale) festgestellt. Gleichzeitig wurde dem Eigenbetriebsleiter 

Herrn van Rissenbeck Entlastung erteilt.  

 

Im Rahmen unserer Prüfung wurden von der Betriebsleitung und den jeweils zuständigen 

Sachbearbeitern die uns zur Durchführung erbetenen Auskünfte und Nachweise bereitwil-

lig und vollständig erteilt. Als Auskunftspersonen standen uns insbesondere zur Verfü-

gung: 

- Herr van Rissenbeck, Betriebsleiter, 

- Frau Schmeil, Teamleiterin Finanzen, allgemeine Verwaltung und Fördermittel. 

 

Darüber hinaus wurden alle von uns angeforderten Unterlagen und Nachweise unverzüg-

lich zur Verfügung gestellt. 

 

Die Richtigkeit und die Vollständigkeit der für die Prüfung erforderlichen Angaben wurden 

uns von der Betriebsleitung in der berufsüblichen Vollständigkeitserklärung bestätigt, die 

wir zu unseren Akten genommen haben. Danach hat uns die Geschäftsleitung bestätigt, 

dass in den uns vorgelegten Büchern und Unterlagen alle buchungspflichtigen Geschäfts-

vorfälle erfasst und in dem Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 alle bilanzierungs-
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pflichtigen Vermögenswerte, Verpflichtungen, Wagnisse und Risiken berücksichtigt wor-

den sind. Vorgänge von besonderer Bedeutung haben sich nach dieser Erklärung nach 

dem Abschlussstichtag nicht ereignet. 

 

 

D. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung 

1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

Der Eigenbetrieb wickelt seine Buchführung selbst über eine Datenverarbeitungsanlage 

unter Verwendung des Programms SAP/R 3 des Herstellers SAP AG, Walldorf, ab. Die 

Lohnbuchführung wird intern ebenfalls mittels SAP/R3 erstellt. 

 

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des eingesetzten EDV-Buchführungssystems war 

nicht Gegenstand unserer Prüfung und wurde durch uns auch nicht vorgenommen. Unse-

re Stichproben ergaben jedoch keine Beanstandungen bezüglich der Arbeitsweise des 

eingesetzten Programms.  

 

Die Sicherheit der für die Zwecke der IT gestützten Rechnungslegung verarbeiteten Daten 

ist gewährleistet. 

 

Die Buchführung des Prüfungsjahres enthält nach Angaben des Eigenbetriebsleiters 

Herrn van Rissenbeck alle buchungs- und ausweispflichtigen Vorgänge. 

 

Alle auf den Eigenbetrieb ausgestellten Rechnungen und Belege werden leicht auffindbar 

abgelegt. Handelsrechtliche Bestimmungen werden bei der Buchung der Geschäftsvorfäl-

le beachtet. Die Belege und Schriftstücke werden in Lose-Blatt-Form aufbewahrt. 

 

Die Bücher des Eigenbetriebes sind ordnungsmäßig und zeitnah geführt. Die Belegfunkti-

on ist erfüllt. Die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen entsprechen nach 

unseren Feststellungen den gesetzlichen Vorschriften und den Bestimmungen der Eigen-

betriebssatzung. Der Kontenplan entspricht den Gegebenheiten des Eigenbetriebes und 

den Anforderungen an Klarheit und Übersichtlichkeit.  

 

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung ist das Inventar des Eigenbetriebes vollständig in 

den Büchern enthalten. 
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2. Jahresabschluss 

2.1. Stellungnahme zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 
 

2.1.1. Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses 

Der zur Prüfung vorgelegte Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 ist ordnungs-

mäßig aus den Büchern und den sonstigen dazu notwendigen Aufzeichnungen des 

Eigenbetriebes entwickelt. 

 

Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung sind nach den deutschen handels-

rechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Vorschriften des Eigenbetriebsgesetzes 

LSA erstellt. 

 

Der Jahresabschluss wurde erstmals nach den Vorschriften des Bilanzrichtlinie-

Umsetzungsgesetzes (BilRUG) erstellt. Eine Anpassung der Vorjahreswerte war nicht 

erforderlich. Die Vergleichbarkeit der Vorjahreswerte ist somit gegeben. 

 

Der Anhang ist klar und übersichtlich und enthält die erforderlichen Angaben. Die An-

gabe gem. § 285 Nr. 9 a HGB über die Vergütung der Eigenbetriebsorgane wird unter 

Anwendung der Schutzvorschrift des § 286 Abs. 4 HGB nicht angegeben. 

 

2.1.2. Wesentliche Bewertungsgrundlagen 

Die Bewertungsgrundlagen i.S.d. § 321 Abs. 2 Satz 4 HGB umfassen die Bilanzie-

rungs- und Bewertungsmethoden sowie die für die Bewertung von Vermögensgegen-

ständen und Schulden maßgeblichen Faktoren (Parameter, Annahmen und die Aus-

übung von Ermessensspielräumen).  

 

Wertbestimmende Faktoren ergeben durch Verknüpfung mit den am Abschlussstich-

tag vorhandenen Bestandsgrößen von Vermögensgegenständen und Schulden die im 

Jahresabschluss angesetzten Buchwerte.  

 

Parameter sind in der Regel durch Marktpreise oder allgemein akzeptierte Standard-

werte objektivierte Faktoren, während Annahmen über künftige Entwicklungen subjek-

tive Faktoren der Wertbestimmung sind, deren Festlegung unter Berücksichtigung der 

Rechnungslegungsgrundsätze im Ermessen der gesetzlichen Vertreter liegt.  
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Ermessensspielräume beruhen auf unsicheren Erwartungen bei der Bestimmung von 

Schätzgrößen und den diesen zu Grunde gelegten Annahmen. Daraus resultiert bei 

vielen Posten eine Bandbreite zulässiger Wertansätze.  

 

Im Rahmen der Erläuterung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden ist insbe-

sondere die Ausübung von Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechten von Bedeu-

tung, weil mit derartigen Entscheidungen der gesetzlichen Vertreter eine Einflussnah-

me auf die Gesamtaussage des Jahresabschlusses ermöglicht wird.  

 

Der Jahresabschluss des Eigenbetriebes für Arbeitsförderung der Stadt Halle (Saale) 

zum 31. Dezember 2016 ist auf der Grundlage folgender wesentlicher Bewertungs-

grundlagen aufgestellt worden, die nachstehend erläutert werden.  

 

Wesentliche Bewertungsgrundlagen sind solche, die einzeln oder im Zusammenwirken 

mit anderen Bewertungsgrundlagen für die Information der Berichtsadressaten von 

Bedeutung sind, weil sie die Gesamtaussage des Jahresabschlusses wesentlich be-

einflussen.  

 

Die Bewertung der Sachanlagen erfolgt grundsätzlich zu Anschaffungs- und Herstel-

lungskosten abzüglich planmäßiger Abschreibungen.  

 

Die unfertigen Leistungen wurden mit den projektweise anfallenden Kosten angesetzt. 

 

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände werden zum Nennwert ab-

züglich etwaiger Einzelwertberichtigungen aktiviert. 

 

Die Rückstellungen wurden mit dem nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 

notwendigen Erfüllungsbetrag angesetzt.  

 

Die Verbindlichkeiten wurden mit ihrem Erfüllungsbetrag bewertet. 

 

Unter den erhaltenen Anzahlungen werden die für die unfertigen Leistungen einge-

gangenen Mittel ausgewiesen. 

 

Die Beurteilung der wirtschaftlichen Zweckmäßigkeit der Bilanzierungs- und Bewer-

tungsentscheidungen der gesetzlichen Vertreter obliegt nicht uns als Abschlussprüfer. 
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Sie sind als geschäftspolitische Entscheidungen von den Adressaten des Berichts zu 

beurteilen.  

 

2.1.3. Änderungen in den Bewertungsgrundlagen 

Gegenüber dem Vorjahresabschluss zum 31. Dezember 2015 wurden keine Änderun-

gen der wesentlichen Bewertungsgrundlagen vorgenommen.  

 

2.1.4. Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen 

Berichtspflichtige Tatsachen aus sachverhaltsgestaltenden Maßnahmen mit wesentli-

chen Auswirkungen auf die Gesamtaussage des Jahresabschlusses lagen nach dem 

Ergebnis unserer Prüfungshandlungen im Prüfungszeitraum nicht vor.  

 

2.1.5. Aufgliederungen und Erläuterungen 

§ 321 Abs. 2 Satz 5 HGB schreibt eine Aufgliederung von Abschlussposten vor, soweit 

dies zum Verständnis der Gesamtaussage des Jahresabschlusses, insbesondere zur 

Erläuterung der Bewertungsgrundlagen und deren Änderungen sowie der sachver-

haltsgestaltenden Maßnahmen nach § 321 Abs. 2 Satz 4 HGB, erforderlich ist und die 

Angaben nicht im Anhang enthalten sind.  

 

Soweit zum Verständnis der Gesamtaussage des Jahresabschlusses erforderlich, sind 

die sonstigen Aufgliederungen und Erläuterungen den Seiten der Analyse der Vermö-

gens-, Finanz- und Ertragslage zu entnehmen. 

 

2.1.6. Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

Die vom Eigenbetrieb bei der Aufstellung des Jahresabschlusses angewandten Bilan-

zierungs- und Bewertungsmethoden wurden stetig zum Vorjahr angewendet. Die Er-

messensspielräume wurden vom Eigenbetrieb im Rahmen der gesetzlichen Möglich-

keiten ausgenutzt. 

 

Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresabschluss insgesamt unter Beach-

tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-

sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. § 264 Abs. 2 HGB 

wurde beachtet. 
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2.2. Aufgliederung und Erläuterungen der Posten des Jahresabschlusses 

Bezüglich der Zusammensetzung der einzelnen Bilanzposten verweisen wir auf die 

nachfolgenden Erläuterungen, der für die Beurteilung des Eigenbetriebes wesentli-

chen Positionen. Zur Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Be-

richtszeitraumes werden im Folgenden die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrech-

nung unter Einbeziehung des Anhangs analysiert. 
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2.2.1. Vermögenslage 

a) Interner Bilanzvergleich  

Aktiva 2016 2015 Veränderungen

TEUR TEUR TEUR

Anlagevermögen 

Immaterielle Vermögensgegenstände 3,1 6,7 -3,6

Sachanlagen 27,0 33,9 -6,9

30,1 40,6 -10,5

Umlaufvermögen

Vorräte 4.284,2 938,6 3.345,6

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 223,5 109,1 114,4

Forderungen gegen Stadt Halle (Saale) 1.338,7 1.661,4 -322,7

sonstige Vermögensgegenstände 9,5 4,7 4,8

5.855,9 2.713,8 3.142,1

Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 1,7 0,4 1,3

5.887,7 2.754,8 3.132,9

Passiva 2016 2015 Veränderungen

TEUR TEUR TEUR

Eigenkapital

Gezeichnetes Kapital 25,0 25,0 0,0

Gewinnvortrag 12,0 978,9 -966,9

Jahresüberschuss/-fehlbetrag (-) 0,0 0,0 0,0

37,0 1.003,9 -966,9

Sonderposten für Zuwendungen und 

Zuschüsse 777,6 40,4 737,2

Sonstige Rückstellungen 91,4 102,1 -10,7

Verbindlichkeiten

Erhaltene Anzahlungen 4.646,6 1.451,5 3.195,1

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 

Leistungen 225,0 105,4 119,6

Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt Halle 26,2 3,4 22,8

sonstige Verbindlichkeiten 83,9 48,1 35,8

4.981,7 1.608,4 3.373,3

5.887,7 2.754,8 3.132,9
 

Im Berichtszeitraum wurden Investitionen i.H.v. TEUR 9,9 getätigt. Dem gegenüber 

stehen Abschreibungen i.H.v. TEUR 20,4, so dass das Anlagevermögen im Ver-

gleich zum Vorjahr um rund TEUR 10,5 gesunken ist. Die Darstellung der Entwick-

lung des Anlagevermögens kann dem Anlagespiegel in Anlage III entnommen wer-

den. Die Finanzierung der Neuzugänge des Anlagevermögens erfolgt über den Zu-
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schuss der Stadt Halle. Die Mittel für die Anschaffungen werden in den Sonderpos-

ten für Zuwendungen eingestellt.  

 

Unter dem Bilanzposten Vorräte werden im Wesentlichen die unfertigen Leistungen 

i.H.v. TEUR 4.284,2 (Vj. TEUR 938,6) ausgewiesen. Die unfertigen Leistungen wei-

sen die Ausgaben für noch nicht abgeschlossene Maßnahmen aus. Der Anstieg der 

unfertigen Leistungen um TEUR 3.345,6 resultiert vor allem daraus, dass im Jahr 

2016 eine höhere Anzahl an neuen Maßnahmen, als in den Vorjahren begonnen 

wurden. 

  

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sind um TEUR 114,4 gestiegen. 

Sie setzen sich wie folgt zusammen: 

2016 2015

EUR EUR

Forderungen Zuschuss Jobcenter 11.084,04 12.002,04

Forderungen Zuschuss Bund 208.632,63 97.066,58

Forderungen Zuschuss Land 3.776,19 0,00

Forderungen an Vereine 12.349,51 12.349,51

EWB auf Forderungen (an Vereine) -12.349,51 -12.349,51

223.492,86 109.068,62

 

Die Einzelwertberichtigung wurde für Forderungen gegenüber einem insolventen 

Verein vorgenommen. 

 

Unter der Position Forderungen gegen die Stadt Halle wird zum einen die Weiterbe-

rechnung von Personalkosten und zum anderen der Bestand des Verrechnungskon-

tos zum 31. Dezember 2016 ausgewiesen. Dieser hat sich gegenüber dem Vorjahr 

um TEUR 322,7 verringert (siehe hierzu die Ausführungen zur Kapitalflussrech-

nung). 
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Der in der Bilanz ausgewiesene Sonderposten enthält die Zuwendungen der Stadt 

Halle zur Anschaffung von Anlagevermögen. Dieser wird entsprechend der Ab-

schreibungen aufgelöst.  

Weiterhin enthält der Sonderposten noch nicht verbrauchte Zuschüsse der Stadt 

Halle aus dem Jahr 2014. Diese wurden zum 01.01.2016 vom Gewinnvortrag in den 

Sonderposten umgegliedert. Dies war notwendig, da der Eigenbetrieb diese Zu-

schüsse ab 2016 in den Maßnahmen als Anteil der Stadt Halle (Saale) ausweisen 

bzw. die Ausgaben der Maßnahmen damit finanzieren muss. Die Auflösung erfolgt 

im Berichtsjahr erfolgsneutral anhand einer Umgliederung zu den erhaltenen Anzah-

lungen, da die betreffenden Maßnahmen noch nicht abgeschlossen sind. 

Die Sonderposten setzten sich wie folgt zusammen: 

Sonderposten Stand am Zuführung Verbrauch Auflösung Stand am

01.01.2016 31.12.2016

EUR EUR EUR EUR EUR

Zuwendungen zum 

Anlagevermögen 40.364,31 9.875,64 0,00 20.163,50 30.076,45

nicht verbrauchte 

Zuschüsse Stadt 

Halle 966.881,96 0,00 219.412,06 0,00 747.469,90

1.007.246,27 9.875,64 219.412,06 20.163,50 777.546,35

 

Die Rückstellungen sind im Vergleich zum Vorjahr um TEUR 10,7 gesunken. Die 

Rückstellungen setzen sich wie folgt zusammen: 

31.12.2016 31.12.2015 Veränderung

EUR EUR EUR

strittige Personal- und Sachkosten 37.026,45 37.026,45 0,00

Übrige  Rückstellungen 41.808,12 52.246,62 -10.438,50

Jahresabschlusserstellung und           

-prüfung

12.598,91 12.819,41 -220,50

91.433,48 102.092,48 -10.659,00

 

Bei den Verbindlichkeiten sind die erhaltenen Anzahlungen analog zu den unferti-

gen Leistungen vor allem aufgrund des Projektanstiegs um TEUR 3.195,1 gestie-

gen. 
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Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sind um TEUR 119,6 gestie-

gen. Wesentliche Ursache dafür sind Verbindlichkeiten gegenüber Vereinen i.H.v. 

TEUR 215,8 (Vj.: TEUR 97,1). Sie betreffen ein Projekt mit mehreren Trägern. Wo-

bei die Fördermittel an den Eigenbetrieb für Arbeitsförderung ausgezahlt und von 

diesem an die einzelnen Träger weiter verteilt werden. Im vorliegenden Fall haben 

die Träger TEUR 215,8 mehr abgerechnet als von den Fördermittelgebern bisher an 

den Eigenbetrieb ausgezahlt worden ist. Aus diesem Grund existiert in gleicher Hö-

he eine Forderung des EfA gegenüber dem Bund bzw. dem Europäischen Sozial-

fonds (siehe oben unter Forderungen Zuschuss Bund). 

 

Die sonstigen Verbindlichkeiten sind um TEUR 35,8 gestiegen. Hauptgrund hierfür 

waren höhere Verbindlichkeiten aus Lohn und Gehalt für geförderte Teilnehmer. 

 

Insgesamt sind die Aktiva und Passiva um TEUR 3.132,9 gestiegen. 

 

b) Vermögensstruktur  

2016 2015 Veränderungen

Jahresvergleich (i. TEUR)

Anlagevermögen 30,1 40,6 -10,5

Umlaufvermögen (inkl. Rechnungs-

abgrenzungsposten) 5.857,6 2.714,2 3.143,4

Gesamtvermögen 5.887,7 2.754,8 3.132,9

Kennzahlenvergleich (i. %-Punkte)

(AV : GV x 100)  Anlagenintensität 0,5 1,5 -1,0

(UV : GV x 100)  Umlaufintensität 99,5 98,5 1,0

(AV : UV x 100)  Vermögensaufbau 0,5 1,5 -1,0
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c) Kapitalstruktur  

2016 2015 Veränderungen

Jahresvergleich (i. TEUR)

Eigenkapital 37,0 1.003,9 -966,9

Sonderposten für Zuwendungen und 

Zuschüsse 777,6 40,4 737,2

wirtschaftliches Eigenkapital (EK+SoPo) 814,6 1.044,3 -229,7

Fremdkapital (einschließlich 

Rückstellung) 5.073,1 1.710,5 3.362,6

Gesamtkapital 5.887,7 2.754,8 3.132,9

Kennzahlenvergleich (i. %-Punkte)

(wirtschaftl. EK : GK x 100)                            

Eigenkapitalquote 13,8 37,9 -24,1

(FK : GK x 100)                            

Fremdkapitalquote 86,2 62,1 24,1

 

Die vom Eigenbetrieb durchgeführten Maßnahmen werden über Zuschüsse finan-

ziert. Dazu notwendige Eigenanteile werden durch den Betrieb über den Zuschuss 

der Stadt Halle finanziert. Daher ergibt sich regelmäßig ein neutrales Ergebnis, so-

dass das Eigenkapital konstant bleibt. Die Eigenkapitalquote ist vor allem aufgrund 

des Anstiegs der erhaltenen Anzahlungen im Vergleich zum Vorjahr um 24,1 % ge-

sunken. 

 

d) Anlagendeckung  

2016 2015 Veränderungen

Jahresvergleich (i. TEUR)

Anlagevermögen 30,1 40,6 -10,5

wirtschaftliche Eigenkapital 
(Eigenkapital zzgl. Sonderposten) 814,6 1.044,3 -229,7

Überdeckung 784,5 1.003,7 -219,2

Kennzahlenvergleich (i. %-Punkte)

Anlagendeckung I (EK : AV x 100) 2.706,3 2.572,2 134,1

 

Das Anlagevermögen wurde zu 2.706,3 % durch das wirtschaftliche Eigenkapital 

gedeckt.  
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2.2.2. Finanzlage 

a) Kapitalflussrechnung 

Im Folgenden wird die Herkunft und die Verwendung der Finanzmittel anhand einer Kapi-

talflussrechnung nach DRS 21 des Deutschen Standardisierungsrates analysiert. 

 

2016 2015
TEUR TEUR

A.

0,0 0,0

 +/- 20,4 22,0

 +/- -239,6 -21,8

 -/+ 0,0 0,0

 -/+

-3.458,2 1.446,0

 -/+ -4,8 0,5

 -/+ -1,3 -0,4

 +/- Zunahme/Abnahme der Rückstellungen -10,7 -54,3

 +/- Zunahme/Abnahme der Verbindlichlichkeiten aus Lieferungen und 

Leistungen (inkl. erhaltene Anzahlungen) 3.337,5 -1.709,4

 +/- Zunahme/Abnahme der  sonstigen Verblindlichkeiten 35,8 -25,5

= -320,9 -342,9

B.

- -9,9 -9,9

+ 9,9 9,9

= 0,0 0,0

-320,9 -342,9

+ 0,0 0,0

= -320,9 -342,9

+ Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 1.637,6 1.980,5

1.316,7 1.637,6

Zunahme/Abnahme aktive Rechnungsabgrenzungsposten

Finanzmittelfonds am Ende der Periode

Mittelabfluss aus Investitionstätigkeit

Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit

Cashflow aus Investitionstätigkeit

Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds

Mittelzufluss aus laufender Geschäftstätigkeit

Auszahlungen für Investitionen in das Anlagevermögen

Einzahlungen aus Zuwendungen

Zahlungsmittelveränderung der Investitionstätigkeit 

Aufwendungen/Erträge aus der Auflösung des Sonderpostens

Jahresgewinn

Zunahme/Abnahme der sonstigen Vermögensgegenstände

Abschreibungen/Zuschreibungen auf Gegenstände des 

Anlagevermögens

Zunahme/Abnahme, der Vorräte, der Forderungen  aus Lieferungen und 

Leistungen sowie der Forderungen gegenüber der Stadt Halle

Zahlungsmittelveränderung der laufenden Geschäftstätigkeit 

Gewinn/Verlust aus dem Abgang von Anlagevermögen

 

Der Finanzmittelfonds umfasst das Verrechnungskonto der Stadt Halle Saale und wird un-

ter den „Forderungen gegen die Stadt Halle“ ausgewiesen. 

 

Der Mittelabfluss aus laufender Geschäftstätigkeit beträgt TEUR 320,9. 
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b) Liquiditätsgrade 

2016 2015 Veränderungen

Liquidität 1. Grades

Jahresvergleich (i.TEUR)

flüssige Mittel 1.316,7 1.637,6 -320,9

kurzfristige Verbindlichkeiten 5.073,1 1.710,5 3.362,6
(inkl. Rückstellungen)

Unterdeckung(-)/ Überdeckung(+) -3.756,4 -72,9 -3.683,5

Kennzahlenvergleich (i. %-Punkte)

(fl. Mittel : kurzfr. Verb. x 100) 26,0 95,7 -69,7

Liquidität 2. Grades

Jahresvergleich (i.TEUR)

monetäres Umlaufvermögen 1.571,7 1.775,2 -203,5

kurzfristige Verbindlichkeiten 5.073,1 1.710,5 3.362,6
(inkl. Rückstellungen)

Unterdeckung (-)/ Überdeckung (+) -3.501,4 64,7 -3.566,1

Kennzahlenvergleich (i. %-Punkte)

(Mon. UV : kurzfr. Verb. x 100) 31,0 103,8 -72,8

Liquidität 3. Grades

Jahresvergleich (i.TEUR)

Umlaufvermögen 5.855,9 2.713,8 3.142,1

kurzfristige Verbindlichkeiten 5.073,1 1.710,5 3.362,6
(inkl. Rückstellungen)

Unterdeckung (-)/ Überdeckung (+) 782,8 1.003,3 -220,5

Kennzahlenvergleich (i. %-Punkte)

(UV : kurzfr. Verb. x 100) 115,4 158,7 -43,3

 
Die „kurzfristigen Verbindlichkeiten“ sind unter der Einbeziehung des Umlaufvermögens 

bedienbar. Dies resultiert aus den unter Verbindlichkeiten ausgewiesenen erhaltenen 

Anzahlungen i.H.v. TEUR 4.646,6 für noch nicht abgeschlossene Maßnahmen. Der da-

mit korrespondierende Bilanzposten Vorräte weist TEUR 4.284,2 aus. In der Gesamtbe-

trachtung ist zum 31. Dezember 2016 die Liquidität ausreichend, um die kurzfristig fälli-

gen Verbindlichkeiten durch entsprechende kurzfristig verfügbare Mittel zu decken. 
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2.2.3. Ertragslage 

a) G. u. V.-Vergleich 

 

Veränderung
TEUR i.H.v. TEUR i.H.v. TEUR

Umsatzerlöse 594,8 12,0 3.737,2 111,6 -3.142,4

Bestandsveränderung 3.345,5 68,0 -1.513,0 -45,2 4.858,5

sonstige betriebliche Erträge 982,9 20,0 1.124,4 33,6 -141,5

Betriebsleistung 4.923,2 100,0 3.348,6 100,0 1.574,6

Materialaufwand -1.007,6 -20,5 -593,5 -17,7 -414,1

Personalaufwand -3.805,3 -77,3 -2.620,6 -78,3 -1.184,7

Abschreibungen -20,4 -0,4 -22,1 -0,7 1,7

sonstige betriebliche Aufwendungen -89,9 -1,8 -112,4 -3,4 22,5

Betriebsaufwand -4.923,2 -100,0 -3.348,6 -100,0 -1.574,6

Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag(-) 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

2016 2015

 

Die Umsatzerlöse, Bestandsveränderungen sowie der Material- und Personalaufwand 

sind in großem Maße von der Anzahl, den Laufzeiten und vom Anfang und Ende der 

Maßnahmen abhängig. Aufgrund der gestiegenen Anzahl an Maßnahmen, haben sich 

diese G.u.V. Posten im Berichtsjahr erhöht. 

 

Die sonstigen betrieblichen Erträge sind um ca. TEUR 141,5 gesunken und setzen sich 

wie folgt zusammen: 

2016 2015

EUR EUR

Erträge aus der Auflösung von Sonderposten 20.163,50 21.814,16

Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 7.789,16 65.311,97

Erträge aus abgeschriebenen Forderungen 211,63 0,00

Erstattung Verwaltungskosten 909.917,13 847.300,07

Sonstige betriebliche Erträge 44.839,72 190.010,53

982.921,14 1.124.436,73

 

Die Reduktion ist vor allem durch die Abnahme der Erträge aus der Auflösung von Rück-

stellungen und der sonstige betrieblichen Erträge verursacht.  

 

Der Personalaufwand ist aufgrund der höheren Anzahl an Maßnahmen und Tariferhöhun-

gen um TEUR 1.184,7 gestiegen. 
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Henschke und Partner mbB 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

Die Abschreibungen des Geschäftsjahres erfolgten planmäßig und linear pro rata tempo-

ris. Sie sind im Vergleich zum Vorjahr um TEUR 1,7 gesunken.  

 

 

b) Cashflow 

2016 2015 Veränderungen

Jahresvergleich i.TEUR

Jahresüberschuss/-fehlbetrag (-) 0,0 0,0 0,0

+ Abschreibungen 20,4 22,1 -1,7

-  Auflösung Sonderposten -20,2 -21,8 1,6

Cashflow 0,2 0,3 -0,1

Kennzahlenvergleich i. %-Punkte

(Cashflow : Betriebsleistung x 100) 0,0 0,0 0,0

 

 

c) Cashflow-Gesamtkapitalrentabilität  

2016 2015 Veränderungen

(Cashflow : Gesamtkapital x 100) 0,0 0,0 0,0
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Henschke und Partner mbB 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

3. Lagebericht 

Der Lagebericht für das Geschäftsjahr 2016 ist diesem Bericht als Anlage IV beigefügt. Die 

gemäß § 289 HGB erforderlichen Erläuterungen sind vollständig enthalten. Die in Rech-

nungslegungsstandard IDW RS HFA 1 enthaltenen Anforderungen an den Inhalt und die 

Gestaltung des Lageberichtes wurden beachtet. 

 

Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss sowie mit den von uns bei der 

Prüfung gewonnenen Erkenntnissen.  

 

Er vermittelt insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage des Eigenbetriebes.  

 

Unsere Prüfung hat zu dem Ergebnis geführt, dass im Lagebericht die wesentlichen Risiken 

der künftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind. 

 

Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Abschlussstichtag lagen nach den uns er-

teilten Auskünften und den während unserer Tätigkeit gewonnenen Erkenntnissen nicht vor. 
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Henschke und Partner mbB 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

E. Prüfungsfeststellungen gem. § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz 

Wir haben bei unserer Prüfung auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 

HGrG und die hierzu veröffentlichten „Grundsätze für die Prüfung von Unternehmen nach 

§ 53 HGrG" beachtet. Dementsprechend haben wir auch stichprobenartig geprüft, ob die 

Geschäfte ordnungsgemäß, d.h., mit der erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit 

den einschlägigen handelsrechtlichen Vorschriften und den Bestimmungen der Satzung ge-

führt worden sind. 

 

Die im Gesetz und in den dazu vorliegenden Prüfungsgrundsätzen geforderten Angaben ha-

ben wir in der Anlage VIII zusammengestellt. Zu den Feststellungen wird auf den diesem Be-

richt als Anlage beigefügten Fragenkatalog verwiesen. 
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Henschke und Partner mbB 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

F. Wiedergabe des Bestätigungsvermerkes und Schlussbemerkung 

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir dem Jahresabschluss für 

das Geschäftsjahr 2016 des Eigenbetriebes für Arbeitsförderung der Stadt Halle (Saale), un-

ter dem Datum 06. Juli 2017 den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, 

der hier wiedergegeben wird: 

 

„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlust-

rechnung sowie Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebe-

richt des Eigenbetriebes für Arbeitsförderung der Stadt Halle (Saale) für das Ge-

schäftsjahr vom 01. Januar 2016 bis 31. Dezember 2016 geprüft. Die Buchführung 

und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach dem Eigenbe-

triebsgesetz, den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzen-

den Bestimmungen der Satzungen liegen in der Verantwortung der gesetzlichen 

Vertreter des Eigenbetriebes. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 

uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Ein-

beziehung der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 

 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der 

vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu pla-

nen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-

stellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Si-

cherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 

Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche 

Umfeld des Eigenbetriebes sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berück-

sichtigt.  

 

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen 

internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-

resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beur-

teilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsät-

ze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die 

Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage 
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Henschke und Partner mbB 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

für unsere Beurteilung bildet. 

 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzen-

den Bestimmungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-

des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes. Der Lage-

bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutref-

fendes Bild von der Lage des Eigenbetriebes und stellt die Chancen und Risiken 

der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 

 

 

Halle (Saale), den 06. Juli 2017 

 

Henschke und Partner mbB 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 

 

Dipl.-Kfm. Marcus van den Broek“ 

Wirtschaftsprüfer 
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Henschke und Partner mbB 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

G. Unterzeichnung des Prüfberichtes 
 

Den vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen 

Vorschriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfun-

gen (IDW PS 450). 

 

Eine Verwendung des oben wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb dieses Prü-

fungsberichts bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichungen oder Weiter-

gabe des Jahresabschlusses in einer von der bestätigten Fassung abweichenden Form be-

darf es zuvor unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk zi-

tiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird verwiesen. 

 

Der Prüfungsbericht wird gem. § 321 V HGB unter Berücksichtigung von § 32 WPO wie folgt 

unterzeichnet. 

 

 

Halle (Saale), den 06. Juli 2017 

 

Henschke und Partner mbB 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 

 

Dipl.-Kfm. Marcus van den Broek“ 

Wirtschaftsprüfer 
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Henschke und Partner mbB 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

H. Anlagen 

Anlage I Bilanz zum 31. Dezember 2016 

Anlage II Gewinn- und Verlustrechnung für den Zeitraum vom 01. Januar bis 31. Dezem-

ber 2016 

Anlage III Anhang gemäß §§ 284 bis 288 HGB für das Wirtschaftsjahr 2016 

Anlage IV Lagebericht 2016 des Eigenbetriebes für Arbeitsförderung der Stadt Halle (Saa-

le) 

Anlage V Bestätigungsvermerk 

Anlage VI Rechtliche Verhältnisse für das Geschäftsjahr 2016 

Anlage VII Steuerliche Verhältnisse für das Geschäftsjahr 2016 

Anlage VIII Feststellungen zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und 

 der wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 53 HGrG 

Anlage IX Allgemeine Auftragsbedingungen 
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Bilanz zum 31. Dezember 2016 

 
A K T I V A                                                               P A S S I V A 

31.12.2016 31.12.2015

EUR EUR

A.

I.

3.046,21 6.716,50

II. Sachanlagen

27.030,24 33.863,00

30.076,45 40.579,50

B. UMLAUFVERMÖGEN

I.

4.284.192,12 938.617,47

II.

1. 223.492,86 109.068,62

2. 1.338.670,13 1.661.418,07

3. sonstige Vermögensgegenstände 9.543,87 4.745,33

1.571.706,86 1.775.232,02

5.855.898,98 2.713.849,49

C. 1.712,10 377,00

5.887.687,53 2.754.805,99

Betriebs- und Geschäftsausstattung

Forderungen und sonstige Vermögens-

gegenstände

Forderungen gegen die Stadt Halle

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen

Unfertige Erzeugnisse, unfertige Leistungen

ANLAGEVERMÖGEN

Immaterielle Vermögensgegenstände

entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche 

Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte 

sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten

RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN

Vorräte

 

31.12.2016 31.12.2015

EUR EUR

A. EIGENKAPITAL

I. Gezeichnetes Kapital 25.000,00 25.000,00

II. Gewinne der Vorjahre 12.046,30 978.928,26

Verwendung Vorjahresgewinn:

III. Jahresgewinn 0,00 0,00

37.046,30 1.003.928,26

B. 777.546,35 40.364,31

C.

sonstige Rückstellungen 91.433,48 102.092,48

D. VERBINDLICHKEITEN

1. 4.646.623,47 1.451.402,64

-

2. 224.983,85 105.444,46

-

3. 26.206,67 3.436,36

-

4. sonstige Verbindlichkeiten 83.847,41 48.137,48

- 4.981.661,40 1.608.420,94

-

-

5.887.687,53 2.754.805,99

RÜCKSTELLUNGEN

Vortrag auf neue Rechnung 

i.H.v. 0,00 EUR 

SONDERPOSTEN FÜR ZUWENDUNGEN UND 

ZUSCHÜSSE

Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen

davon im Rahmen der sozialen Sicherheit EUR 739,74 (Vj. 

EUR 273,13)

davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr 

EUR 4.646.623,47  (Vj. EUR 1.451.402,64)

davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr 

EUR 83.847,41 (Vj. EUR 48.137,48)

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen

davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr 

EUR 224.983,85 (Vj. EUR 105.444,46)

davon aus Steuern EUR 26.572,67 (Vj. EUR 26.502,00) 

Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt Halle (Saale)

davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr EUR 

26.206,67 (Vj. EUR 3.436,36)
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Gewinn- und Verlustrechnung für den Zeitraum 

vom 01. Januar bis 31. Dezember 2016 
 

2016 2015

EUR EUR

1. 594.781,75 3.737.241,89

2. 3.345.574,65 -1.513.018,27

3. 982.921,14 1.124.436,73

- davon Auflösungen von Sonderposten EUR 20.163,50

(Vj: EUR 21.814,16)

4.923.277,54 3.348.660,35

4.

a) -325.933,66 -361.660,84

b) -681.710,48 -231.821,36

-1.007.644,14 -593.482,20

5.

a) -3.149.619,60 -2.172.495,71

b) -655.678,69 -448.105,68

- davon für Altersversorgung EUR 48.081,64

(Vj: EUR 54.548,12)

-3.805.298,29 -2.620.601,39

6. -20.378,69 -22.072,39

7. -89.924,87 -112.451,77

Betriebsergebnis 31,55 52,60

8. 0,00

Finanzergebnis 0,00 0,00

9. 31,55 52,60

10. -31,55 -52,60

11. Jahresüberschuss/-fehlbetrag 0,00 0,00

Nachrichtlich

Verwendung des Jahresüberschusses

a) zur Tilgung des Verlustvortrages 0,00 0,00

b) zur Einstellung in Rücklagen 0,00 0,00

c) zur Abführung an den Haushalt des Auftragsgebers 0,00 0,00

d) auf neue Rechnung vortragen 0,00 0,00

Umsatzerlöse

Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebstoffe und für 

bezogene Waren

Aufwendungen für bezogene Leistungen

Ergebnis nach Steuern

Erhöhung oder Verminderung des Bestands an fertigen und 

unfertigen Erzeugnissen

Personalaufwand

Sonstige betriebliche Aufwendungen

Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände des 

Anlagevermögens und der Sachanlagen 

Löhne und Gehälter

sonstige Zinsen und ähnliche Erträge

Materialaufwand

sonstige betriebliche Erträge

Betriebsleistung

Sonstige Steuern

soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung 

und für Unterstützung
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Anhang gemäß §§ 284 bis 288 HGB für das Wirtschaftsjahr 2016 

 

A. Firma und Sitz des Eigenbetriebes 

 

Die Einrichtung führt die Bezeichnung Eigenbetrieb für Arbeitsförderung der Stadt Halle (Saale). 

Sitz des Eigenbetriebes ist Halle (Saale). 

 

B. Allgemeine Angaben zu Inhalt und Gliederung des Jahresabschlusses 

 

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 des Eigenbetriebes für Arbeitsförderung der 

Stadt Halle (Saale) ist nach den Vorschriften für große Kapitalgesellschaften des 

Handelsgesetzbuches sowie ergänzend nach den Rechnungslegungsvorschriften des 

Eigenbetriebsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt aufgestellt.  

 

Der Jahresabschluss wurde in entsprechender Anwendung der Gliederungsvorschriften der §§ 

265 bis 278 HGB unter Beachtung der durch die EigBVO LSA vorgeschriebenen Formblätter 

aufgestellt. Es erfolgte erstmalig die Anwendung des Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz 

(BilRUG). Eine Anpassung der Vorjahreswerte war nicht nötig und somit ist ein Vergleich mit 

dem Jahresabschluss des Vorjahres gegeben. 

 

Die im Jahresabschluss des Eigenbetriebes für Arbeitsförderung der Stadt Halle (Saale) 

verwendeten Darstellungen entsprechen den Mustern der EigBVO LSA. Für den Eigenbetrieb 

nicht einschlägige Bilanz- und GuV-Positionen wurden aus Gründen der Übersichtlichkeit nicht 

aufgeführt. 

 

Das Bilanzschema im Sinne des § 266 Abs. 3 HGB wurde in sinngemäßer Anwendung der 

Formblätter der EigBVO LSA um den folgenden Posten erweitert: 

Forderungen gegen die Stadt Halle 

 

Unter dem Posten „Forderungen gegen die Stadt Halle“ werden alle Forderungen gegen die 

Stadt Halle ausgewiesen. Die Mitzugehörigkeitsvermerke sind im Anhang gemacht. Die 

Gewinn- und Verlustrechnung ist gemäß § 275 Abs. 2 HGB nach dem Gesamtkostenverfahren 

gegliedert worden. 
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C. Angaben zu Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

 

Die Zahlen des Vorjahres wurden in ihren Wertansätzen unverändert übernommen. 

 

Die Bewertungsmethoden wurden gegenüber dem Vorjahr unverändert beibehalten. 

 

Die Zugänge des Anlagevermögens wurden zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten 

angesetzt und um planmäßige, kumulierte Absetzungen für Abnutzungen vermindert. Die 

Abschreibungen erfolgen über die voraussichtliche technische Nutzungsdauer. Es wird nach 

der linearen Methode und zeitanteilig (pro rata temporis) abgeschrieben, wobei der Monat des 

Zuganges mit in die Berechnung einbezogen wird. 

Bei der Bewertung der Vorräte wurden die direkt zurechenbaren Einzelkosten, die aus der 

Kosten- und Leistungsrechnung ermittelt wurden, sowie die umlagefähigen Gemeinkosten 

angesetzt. 

 

Die Bewertung der Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände erfolgte zu deren 

Nennbeträgen. Es wurde keine Wertberichtigungen gebildet.  

 

Die flüssigen Mittel wurden zum Nennwert bilanziert und werden unter den Forderungen gegen 

die Stadt Halle ausgewiesen. 

 

Die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten betreffen Aufwendungen für künftige Wirt-

schaftsjahre, die zeitanteilig abgegrenzt wurden. 

 

Zuschüsse für Investitionen wurden gem. § 6 EigBVO als Sonderposten passiviert. Der 

Sonderposten wird entsprechend der Abschreibung der begünstigten Anlagegüter aufgelöst. 

Weiterhin enthält der Sonderposten noch nicht verbrauchte Zuschüsse der Stadt Halle aus dem 

Jahr 2014. Diese wurden zum 01.01.2016 vom Gewinnvortrag in den Sonderposten 

umgegliedert. Dies war notwendig, da der Eigenbetrieb diese Zuschüsse ab 2016 in den 

Maßnahmen als Anteil der Stadt Halle (Saale) ausweisen bzw. die Ausgaben der Maßnahmen 

damit finanzieren muss. Die Auflösung erfolgt im Berichtsjahr erfolgsneutral anhand einer 

Umgliederung zu den erhaltenen Anzahlungen, da die betreffenden Maßnahmen noch nicht 

abgeschlossen sind. 

. 
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Die Bewertung der Rückstellungen erfolgte in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer 

Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetrages. Rückstellungen, deren Restlaufzeit mehr als ein 

Jahr beträgt, wurden unter Verwendung des durchschnittlichen Marktzinssatzes abgezinst. 

Die Verbindlichkeiten wurden mit ihren Erfüllungsbeträgen bilanziert. 

 

Die erhaltenen Anzahlungen enthalten die auf die unfertigen Leistungen eingegangenen 

Eigenmittel, Fördermittel und Zuschüsse. 

 

D. Angaben zu den Posten der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung 

 

1. Angaben zur Bilanz 

 

Die Entwicklung des Anlagevermögens ist im Anlagenspiegel dargestellt. 

 

Der Eigenbetrieb für Arbeitsförderung der Stadt Halle (Saale) hat, wie im Anlagenspiegel 

ersichtlich, nur ein geringes Anlagevermögen in Form von vorwiegend Betriebs- und 

Geschäftsausstattungen. 

 

Die Restlaufzeiten der Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände betragen nicht 

mehr als ein Jahr. 

 

Bei den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen in Höhe von T€ 224 handelt es sich im 

Wesentlichen um Forderungen gegen das Jobcenter Halle (Saale) in Höhe von T€ 11, gegen 

das Bundesverwaltungsamt in Höhe von T€ 209 und gegen das Land Sachsen-Anhalt in Höhe 

von T€ 4.  

 

Die Forderungen gegenüber der Stadt Halle resultieren aus dem Verrechnungskonto bei der 

Stadt Halle (Saale) in Höhe von T€ 1.317 und aus Forderungen in Höhe von T€ 22 aus der 

Weiterberechnung von Personalkosten.  

 

Das Stammkapital entspricht der Satzung und ist voll erbracht. 

 

Der Sonderposten beinhaltet zum 31.12.2016 Zuwendungen für das Anlagevermögen in Höhe 

von T€ 30 und noch nicht verbrauchte Zuschüsse der Stadt Halle aus dem Jahr 2014 in Höhe 

von T€ 748. 
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Die sonstigen Rückstellungen in Höhe von T€ 91 betreffen insbesondere interne und externe 

Jahresabschlusskosten in Höhe von T€ 12, Rückstellungen für noch nicht genommenen Urlaub, 

Überstunden und für Archivierungskosten in Höhe von T€ 42 und Rückstellungen für ungewisse 

Personal- und Sachkostenansprüche gegenüber dem Jobcenter Halle (Saale) in Höhe von     

T€ 37. 

 

Unter den erhaltenen Anzahlungen werden die für die jeweilige Maßnahme zu verwendenden 

Zuschüsse ausgewiesen. Der Posten beinhaltet T€ 1.045 erhaltene Anzahlungen von der Stadt 

Halle (Saale). 

 

Unter den Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen werden vorwiegend noch nicht 

bezahlte Rechnungen zum Bilanzstichtag in Höhe von T€ 5 und Verbindlichkeiten an Vereine in 

Höhe von T€ 220 ausgewiesen. 

Die sonstigen Verbindlichkeiten in Höhe von T€ 84 sind Verbindlichkeiten aus Lohn und Gehalt.  

 

Die Verbindlichkeiten zum Bilanzstichtag haben folgende Restlaufzeiten: 

Gesamt Restlaufzeit

31.12.2016 bis zu einem 

Jahr

T€ T€

erhaltene Anzahlungen 

auf Bestellungen 4.647 4.647

Verbindlichkeiten aus  

Lieferungen und Leistungen 225 225

Verbindlichkeiten gegenüber 

der Stadt Halle 26 26

sonstige Verbindlichkeiten 84 84

4.982 4.982  

Mit Ausnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen, für die branchenübliche 

Eigentumsvorbehalte bestehen, sind keine Sicherheiten bestellt worden. 

 

2. Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung 

 

Die Umsatzerlöse (T€ 595, Vj. T€ 3.737) resultieren insbesondere aus Zuschüssen der Stadt 

Halle (Saale) (T€ 210, Vj. T€ 798), den Zuschüssen des Jobcenter Halle (Saale) (T€ 346, Vj. T€ 
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633), des Landes Sachsen-Anhalt (T€ 19, Vj. T€ 2.270) und des Bundesverwaltungsamtes (T€ 

17, Vj. T€ 13) für beendete Maßnahmen. 

 

E. Sonstige Angaben 

 

Eingegangene Miet- und Leasingverpflichtungen liegen für das Jahr 2017 in Höhe von T€ 181 

vor. 

Für bestehende Mietverträge beträgt die monatliche Kaltmiete T€ 2. Diese sind mit einer 

Kündigungsfrist von 1 bzw. 3 Monaten kündbar. 

 

Sonstige wesentliche finanzielle Verpflichtungen bestehen nicht. 

 

Im Wirtschaftsjahr waren gemäß § 267 HGB durchschnittlich 289 Arbeitnehmer beschäftigt. Die 

gesetzlichen Vertreter sind keine Arbeitnehmer im Sinne des § 267 HGB. 

 

Betriebsleiter im Wirtschaftsjahr 2016 war Herr Goswin van Rissenbeck. 

Der Betriebsausschuss setzte sich im Wirtschaftsjahr 2016 wie folgt zusammen: 

 

 Frau Katharina Brederlow, Beigeordnete für Bildung und Soziales (Vorsitzende),       

ab 10.11.2015,   

 Herr Bernhard Bönisch (CDU), Mitglied des Stadtrates, ab 16.07.2014, 

 Herr Sten Meerheim (Die Linke), Mitglied des Stadtrates, ab 25.03.2015,  

 Herr Bernward Rothe (SPD), Mitglied des Stadtrates, ab 16.07.2014, 

 Herr Christian Feigl (BÜNDNIS 90/Die GRÜNEN), Mitglied des Stadtrates, ab  

16.07.2014, 

 Frau Birgit Schmeil, Vertreter der Bediensteten. 

 

Das Honorar des Abschlussprüfers für das Wirtschaftsjahr 2016 gem. § 285 Nr. 17 HGB beträgt 

für Prüfungsleistungen T€ 6 (brutto). Weitere Leistungen wurden nicht in Anspruch genommen.  

 

Halle, 05.07.2017 

 

 

         ____________________ 

         Goswin van Rissenbeck 

                (Betriebsleiter) 



Eigenbetrieb für Arbeitsförderung der Stadt Halle (Saale)   Anlage III 
Halle (Saale)    Seite 6 
 

 

 

 
Anlagenspiegel 2016 

 
 

Stand am Zugänge Abgänge Stand am Stand am Zugänge Abgänge Stand am Stand am Stand am Durchschn. Durch-

31.12.2015 31.12.2016 31.12.2015 31.12.2016 31.12.2016 31.12.2015 Abschrei- schnittlicher

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR bungssatz RBW

I.  Immaterielle Vermögensgegenstände

1.  Konzessionen, gewerbliche Schutz- 19.156,82 504,32 412,96 19.248,18 12.440,32 4.174,61 412,96 16.201,97 3.046,21 6.716,50 21,7% 15,8%

     rechte u.ähnliche Rechte u.Werte 
     sowie Lizenzen an solchen Rechten 
     und Werten

II.  Sachanlagen

Betriebs- und Geschäftsausstattung

1. Werkzeuge und Maschinen 5.439,53 0,00 0,00 5.439,53 2.775,23 839,88 0,00 3.615,11 1.824,42 2.664,30 15,4% 33,5%

2. sonstige Betriebs- und Geschäfts- 31.740,23 0,00 506,43 31.233,80 22.892,13 3.067,61 506,43 25.453,31 5.780,49 8.848,10 9,8% 18,5%

       ausstattung

3. GWG 2.948,50 0,00 172,55 2.775,95 2.948,50 0,00 172,55 2.775,95 0,00 0,00 0,0% 0,0%

4. GWG größer 150 bis 1000 Euro 86.146,45 9.371,32 2.737,66 92.780,11 63.795,85 12.296,59 2.737,66 73.354,78 19.425,33 22.350,60 13,3% 20,9%

Summe 145.431,53 9.875,64 3.829,60 151.477,57 104.852,03 20.378,69 3.829,60 121.401,12 30.076,45 40.579,50

Umbuchungen von einer Anlagengruppe in die andere haben nicht stattgefunden.

Anschaffungs- und Herstellungskosten kumulierte Abschreibungen Buchwerte Kennzahlen
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Lagebericht 2016 
des 

Eigenbetriebes für Arbeitsförderung der Stadt Halle (Saale)  
        
1. Darstellung des Geschäftsverlaufs 
 
Im Jahr 2005 sind die Aufgaben des Ressorts Beschäftigungsförderung der Stadt in den 

Eigenbetrieb für Arbeitsförderung (EfA) überführt worden. Der Eigenbetrieb setzt seitdem 

arbeits- und sozialpolitische Maßnahmen für die Stadt Halle (Saale) um. Die ihm mit der 

Einführung des SGB II gestellten Aufgaben konnte der EfA, wie im Vorjahr, auch im Jahr 

2016 erfüllen. 

 

Im Jahr 2016 war die Beigeordnete für Bildung und Soziales, Frau Katharina Brederlow, 

Vorsitzende des Betriebsausschusses. Der Unterzeichner ist seit dem 01.07.2007 durch 

Beschluss des Stadtrates zum Betriebsleiter bestellt. 

 

Im Juni 2016 wurde der Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2015 des EfA durch die 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Henschke und Partner mbB geprüft. Mit dem Prüfbericht des 

Rechnungsprüfungsamtes wurde die Prüfung durch den Wirtschaftsprüfer bestätigt. Es 

wurden keine Einwände gegen die Buchführung des Eigenbetriebes für Arbeitsförderung 

erhoben.  

 
Der Jahresabschluss 2015 wurde am 14.12.2016 in den Stadtrat eingebracht, festgestellt 

und der Betriebsleitung gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 EigBG LSA die Entlastung erteilt. Der 

Wirtschaftsplan für das Jahr 2017 wurde zeitgleich eingebracht, parallel zum Haushaltsplan 

der Stadt am 14.12.2016 durch diesen beschlossen. 

 

Der im Jahresabschluss 2014 ausgewiesene Jahresüberschuss wird entsprechend der 

mittelfristigen Finanzplanung in den Jahren 2015 bis 2019 für die Umsetzung des 

Bundesprogramms "Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt" (148 Plätze), der Handlungssäule II 

im Förderprogramm RÜMSA sowie der städtischen Stellen des Bundesfreiwilligendienstes 

und sofern ausreichend, zur weiteren Cofinanzierung für Arbeitsgelegenheiten eingesetzt 

werden. Da das Bundesprogramm „Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt“ erst verspätet Ende 

des Jahres 2015 begann, verschiebt sich die Verwendung des Jahresgewinns 2014. Dieser 

wird nunmehr seit dem Jahr 2016 bis zum Jahr 2018 zur Umsetzung der Projekte genutzt. 

Darüber hinaus angekündigte Plätze in diesem Förderprogramm müssen zusätzlich, 

vergleiche Beschluss des Wirtschaftsplanes 2017 aus dem Dezember 2016 

(Änderungsantrag), finanziert werden. 

  

Die Parallelität der Beratungen zum Jahresabschluss des Vorjahres und zum Wirtschaftsplan 

des Folgejahres ermöglichte mittelfristig strategische Entscheidungen zur kommunalen 

Finanzierung von Eingliederungsleistungen am Arbeitsmarkt für die Jahre 2017 ff. 

 
Der Haushaltsplan der Stadt Halle (Saale) hat schon im Februar 2016 die Genehmigung zum 

Vollzug durch das Landesverwaltungsamt erhalten. Der Vollzug des Wirtschaftsplanes 2016 

des Eigenbetriebes für Arbeitsförderung wurde durch das Landesverwaltungsamt mit 

Schreiben vom 23.02.2016 freigegeben. Vor diesem Hintergrund konnte das Geschäftsjahr 

des Eigenbetriebes entsprechend der im Vorjahr vorgelegten Planungen umgesetzt werden. 
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Nach dem Abschlussstichtag gab es im Jahr 2017 keine Vorgänge von besonderer 

Bedeutung für das Jahr 2016. 

 
Prägend für das Geschäftsjahr 2016 war damit der Wechsel der EU Förderperiode und die 

damit einhergehende Regionalisierung dieser Fördermittel, die Einführung neuer 

Bundesprogramme und vor allem die zeitgleiche Abrechnung der auslaufenden Programme 

und Förderinstrumente. 

 

Die Zusammenarbeit mit dem Jobcenter Halle (Saale) hat sich im Geschäftsjahr weiterhin 

stabil gestaltet. Kleine Probleme wurden auf der Arbeitsebene geklärt. Zwischen der 

Geschäftsleitung des Jobcenters und der Betriebsleitung gab es regelmäßige 

Zusammenkünfte. Die Zusammenarbeit zwischen der Geschäftsführung des Jobcenters und 

der Betriebsleitung des EfA war im Geschäftsjahr 2016 geprägt von der inhaltlichen 

Ausrichtung der Förderinstrumente, dabei insbesondere der Arbeitsgelegenheiten mit 

Mehraufwand (1 € Jobs), dem Förderprogramm "Familien stärken - Perspektiven eröffnen", 

die Schaffung und Gestaltung der Bundesprogramme „Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt“ 

und „BIWAQ“ sowie der Förderprogramme des Landes Sachsen- Anhalt im Rahmen der 

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen für die Vermeidung beruflicher und 

gesellschaftlicher Ausgrenzung und für die individuelle berufliche und soziale 

Wiedereingliederung von Arbeitslosen Personen aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds 

des Landes Sachsen Anhalt, z.B. Jobperspektive 58+ und die Regionale Koordination. 

Unter dem Deckmantel der regionallisierten Gestaltungsmöglichkeit hat das Land Sachsen-

Anhalt Ende 2015 große Teile der Budgetverantwortlichkeit für die Landesmittel der 

Europäischen Sozialfond (ESF) durch die Schaffung von Regionalen Arbeitskreisen (RAK) 

an die Gebietskörperschaften übertragen. Mindestens die Qualität der entsprechenden 

Personalkostenförderung ist im Vergleich zu anderen Landesprogrammen nicht konform. Im 

Jahr 2016 wurde ein erstes vollständiges Geschäftsjahr des RAK umgesetzt. 

 

Bedingt durch langwierige Debatten und Strukturänderungen auf Ebene der EU, des Bundes 

und des Landes hat sich die Neuausrichtung der Eingliederungsleistungen am Arbeitsmarkt 

auf das zweite Halbjahr des Jahres 2016 konzentriert. 

 

Vor diesem Hintergrund wurden im Jahr 2016 die Teams „Finanzen, allgemeine Verwaltung 

und Fördermittel“ und „Projekte“ vor besondere Herausforderungen gestellt, die für die 

nächsten Jahre des Eigenbetriebes prägend sein werden. 

 

Ergänzt durch das Team Personal und Qualität, das ab dem Jahr 2016 zusätzlich die im Jahr 

2017 wirksam werdenden strukturellen Veränderungen im TVöD umzusetzen hat, ist der 

Eigenbetrieb in der Lage, sich auch zukünftigen Herausforderungen zeitnah und mit hohem 

Qualitätsniveau zu stellen. Beispielhaft kann hier die oben schon angeführte Realisierung der 

Förderprogramme „Familien stärken - Perspektiven eröffnen“ -Förderperiode 2015-2020, die 

„Regionale Koordination“ und das „Regionale Übergangsmanagement zwischen Schule und 

Beruf (RÜMSA, Handlungsfeld 1 und 2) für das Jahr 2016 benannt werden. Diese 

Förderprogramme gehen mit strukturellen Änderungen bei der Eingliederung von 

Langzeitarbeitslosen mit Mehrfachhemmnissen einher. 

 

Prägend für das Jahr 2016 war die Schaffung von Maßnahmeplätzen für Teilnehmer mit 

Migrations- und Flüchtlingshintergrund. Zur Realisierung der verschiedenen Bundes- und 
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Landesprogramme waren enge Kooperationen zwischen Jobcenter, dem Fachbereich 

Soziales, als Träger der Leistungen nach Asylbewerberleistungsgesetz und dem 

Eigenbetrieb notwendig.  

Im Ergebnis dieser Kooperation werden ab dem zweiten Halbjahr 2017 nur noch 

Teilnehmerplätze in gemischten Maßnahmen umgesetzt. Ausnahme bilden hier Plätze für 

nicht anerkannte oder im Anerkennungsverfahren befindliche Flüchtlinge. 

 

Am 12. Dezember 2014 hat der EfA die Zertifizierung als zugelassener Träger nach § 178 

SGB III von der Deutschen Akkreditierungsstelle GmbH (DAKKS) nach Akkreditierungs- und 

Zulassungsverordnung Arbeitsförderung erhalten. Diese Trägerzertifizierung wurde für den 

Maßnahme- und den Qualifizierungsbereich ausgesprochen. In der Folge sind nunmehr 

jährlich Zertifizierungsprüfungen umzusetzen. Im November 2016 hat sich der EfA 

erfolgreich rezertifiziert. Der mit der Zertifizierung erhöhte Dokumentationsaufwand kann 

dabei nur mit einer Mehrbelastung der Mitarbeiter umgesetzt werden. 

 

Als Förderinstrumente zur Beschäftigung von Langzeitarbeitslosen sind im Jahr 2016 

nachfolgende Förderinstrumente zum Einsatz gekommen. 

 

- Maßnahmen mit Mehraufwandsentschädigung (1 € Jobs) nach § 16 d Abs. 3 Satz 

2 SGB II (8 bis 12 Monate). 

 

- „Jobperspektive 58+“ - Förderprogramm für Langzeitarbeitslose Ü 58 des Landes 

Sachsen-Anhalt aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds (36 Monate) 

 

- "Familien stärken - Perspektiven eröffnen" inclusive 

Erprobungsarbeitsplätze in diesem tarifgebunden Förderprogramm 

 

- Bildung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier (BIWAQ) mit drei Teilprojektträgern 

 

- Bundesprogramm „Soziale Teilhabe“ 

 

- Bundesprogramm gegen Langzeitarbeitslosigkeit 

 

- RÜMSA Regionales Übergangsmanagement zwischen Schule und Ausbildung 

 

Direkt mit dem Eigenbetrieb für Arbeitsförderung wurden damit im Jahr 2016 durchschnittlich 

nachfolgende Jahresverträge in den entsprechenden Förderinstrumenten realisiert. 

 

 „Jobperspektive 58+“      22 Teilnehmerplätze 

 Mehraufwand*      94 Teilnehmerplätze 

 Bundesfreiwilligendienst        4 Teilnehmerplätze 

 Erprobungsarbeitsplätze FIC*        1 Teilnehmerplätze 

 Bundesprogramm gegen Langzeitarbeitslosigkeit        4 Teilnehmerplätze 

  Bundesprogramm Soziale Teilhabe*    132 Teilnehmerplätze 

 Gesamt:    257 Teilnehmerplätze 

 
* Maßnahmen mit unterjähriger Laufzeit, daher Mehrfachbesetzung möglich. 
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Darüber hinaus wurden durchschnittlich 70 Teilnehmer im Förderprogramm BIWAQ und  

90 Klienten im Förderprogramm „Familien stärken – Perspektiven eröffnen“ betreut und im 

Förderprogramm „Jobperspektive 58+“ weitere 58 Plätze geschaffen. Damit wurden im Jahr 

2016 in der Summe 475 Teilnehmerplätze über den EfA geschaffen. Zur Realisierung dieser 

Projekte waren im Berichtszeitraum 37 Mitarbeiter im Eigenbetrieb beschäftigt, so dass im 

Jahresdurchschnitt insgesamt 512 Beschäftigungsplätze realisiert wurden 

 

Berücksichtigt man die Mehrfachbesetzungen und die unterjährigen Laufzeiten der 

Maßnahmen, so hatte der EfA im Jahr 2016 insgesamt über 760 Beschäftigte. 

 

Vor dem Hintergrund der Schaffung von Langzeitmaßnahmen (36 Monate) hatte es in den 

Vorjahren eine Verschiebung des Fördermittelzuflusses weg vom Jobcenter hin zu EU, Bund 

und Land gegeben. Dies ist auch bei zukünftigen Maßnahmeplanungen, wie derzeit die 

Maßnahmen im Fördermittelprogramm „Familien stärken - Perspektiven eröffnen“, 

„Gesellschaftliche Teilhabe, Jobperspektive 58+“ und weitere angekündigter zu 

berücksichtigen. 

 

Die 2012 begonnene Neuausrichtung der Arbeitsmarktmaßnahmen durch den Bund geht 

nach einem Übergangszeitraum 2014/2015 von einer deutlich höheren kommunalen 

Beteiligung aus.  

 

Zur Durchführung der Projekte hat der EfA folgende liquide Mittel erhalten:  
 

 2016 2015 

Zuschüsse der Stadt 1.140.500 € 1.099.500 € 

Sonstige Einnahmen*  der Stadt 140.791 € 193.092 € 

Sonstige Einnahmen   sonstige 728 € 5.741 € 

Mittel des Bundes und ESF 254.668 € 170.128 € 

Mittel des Landes und ESF 752.946 € 765.951 € 

Mittel des Jobcenter Halle 2.136.627 € 700.822 € 

Summe  4.426.260 € 2.935.234 € 

 

* Personalkostenerstattungen im Rahmen von und für Förderprogramme über die Fachbereiche Soziales, 

Bildung, Immobilien und Personal der Stadt Halle (Saale) für die Bewirtschaftung und Umsetzung der im 

Programm befristeten und finanzierten Personalstellen. 

 
Durch einen guten Maßnahmemix ist es gelungen, den Anteil der Stadt Halle (Saale) an der 
Finanzierung der arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen stabil zu halten. 
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2. Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage  

 

2.1. Vermögens- und Finanzlage 

 

Entwicklung des Eigenkapitals 

 2016 2015 2014 

 TEUR TEUR TEUR 

Stammkapital 25,0 25,0 25,0 

Ergebnisse der Vorjahre 12,0 978,9 12,0 

Jahresgewinn/-verlust 0,0 0,0 966,9 

 37,0 1.003,9 1.003,9 

 

Das Eigenkapital verändert sich jeweils um das Jahresergebnis. 

 

 
Entwicklung der Rückstellungen 

 
2015 

Inanspruch-
nahme 

Auf-
lösung 

Zu-
führung 

2016 

 TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR 

Sonstige Rückstellungen 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

Jahresabschlusserstellung  
und Prüfung  

12,8 12,8 0,0 12,6 12,6 

Strittige Personal- u. 
Sachkosten Fördermittel 

 37,0 0,0 0,0 0,0 37,0 

Übrige Rückstellungen 52,3 11,1 7,8 8,4 41,8 

 102,1 23,9 7,8 21,0 91,4 
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2.2. Darstellung der Ertragslage 

 

Die Umsatzerlöse sowie der Material- und Personalaufwand sind in großem Maße von der 

Anzahl, den Laufzeiten und dem Anfang und Ende der Maßnahmen abhängig.  

 

Die Umsatzerlöse und sonstigen betrieblichen Erträge gliedern sich wie folgt: 

 

 2016 (TEUR) 2015 (TEUR) 

Zuschüsse des Jobcenter Halle 346,3 633,2 

Zuschüsse Land / ESF 19,1 2.270,1 

Zuschüsse Bund 17,2 13,3 

Zuschüsse Stadt 210,2 797,8 

Sonstige betriebliche Erträge 962,7 1.102,6 

Verwendete Spenden 2,0 22,8 

Erträge aus der Auflösung des 
Sonderpostens 

20,2 21,8 

 1.577,7 4.861,6 

 

Die Personalaufwendungen für die Belegschaft (einschließlich der Verwaltung) unterteilen 

sich folgendermaßen: 

 

 2016 2015 

Durchschnittliche Arbeitnehmerzahl 289 280 

Personalaufwendungen in TEUR   

Löhne und Gehälter 3.149,6 2.172,5 

Soziale Abgaben und Aufwendungen für die 
Altersversorgung 

655,7 448,1 

  - davon für die Altersversorgung 48,2 54,5 

 3.805,3 2.620,6 

 

Die Liquidität konnte ganzjährlich durch kontinuierlichen Mittelabruf und Liquiditätscontrolling 

gesichert werden. 
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3. Aufgaben, Entwicklung und Risiken des Eigenbetriebes für Arbeitsförderung im 

Jahr 2017 

 

Die Bekämpfung von Langzeitarbeitslosigkeit ist und bleibt eine herausragende Aufgabe der 

Kommunen. Trotz sinkender Arbeitslosenzahlen sind in der Stadt Halle (Saale) derzeit 

insgesamt 11.414 Personen arbeitslos, davon werden 8.945 bzw. 82,2% der Arbeitslosen 

nach dem SGB II betreut. Die Arbeitslosenquote der Stadt Halle (Saale) beträgt immer noch 

9,7%, und liegt somit unverändert weiter über dem Agenturbezirk 8,7% und dem 

Bundesdurchschnitt (5,6%). 

 

„Öffentlich geförderte Beschäftigung darf nicht nur auf sozialversicherungspflichtige 

Beschäftigung reduziert werden, sondern soziale Teilhabe sollte auch durch 

niedrigschwellige Beschäftigungsangebote ermöglicht werden („Teilhabejobs“).“ 

(Vorbericht zur 164. Sitzung des Ausschusses für Soziales, Jugend und Familie des 

Deutschen Städtetages Mai 2015)  

 

Im Jahr 2017 ist neben der konkreten Umsetzung der vorn beschriebenen Förderinstrumente 

die Realisierung weiterer Maßnahmeplätze im Förderprogramm „Soziale Teilhabe“ des 

Bundes (16 sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze) sowie die soziale- und berufliche 

Integration von Flüchtlingen mit guter Bleibeperspektive (40 Plätze) die große arbeitsmarkt- 

und sozialpolitische Herausforderung.  

 

Vorrangig kommen aktuell Menschen aus Syrien und Afghanistan. Neben dem 

Spracherwerb sollen gemeinsam mit den Akteuren am Arbeitsmarkt parallel Maßnahmen 

zum Arbeitsmarkteinstieg geschaffen werden. Qualifizierten Flüchtlingen soll ein schnellerer 

Berufseinstieg durch unbürokratische Anerkennung von Berufsabschlüssen ermöglicht 

werden. Mit dem Einstieg in den Arbeitsmarkt können Flüchtlinge ihren eigenen Beitrag für 

unsere Stadt und unser Land leisten. Dadurch entstehen soziale Netzwerke und kulturelle 

Brücken. Da bundesweit rund 55% der Antragsteller auf Asyl unter 25 Jahre sind, kommt 

neben den bewährten berufsvorbereitenden Maßnahmen, der dualen Ausbildung, eine 

besondere Bedeutung zu. 

 

Außerdem spielen niedrigschwellige Einstiegswege in den Arbeitsmarkt für eine dritte 

Gruppe von Flüchtlingen – von nicht oder nur sehr wenig ausgebildeten Menschen – eine 

große Rolle. Hier können Fähigkeiten erprobt werden und erste Schritte auf dem hiesigen 

Arbeitsmarkt gegangen werden. Gleichzeitig werden wir bereits arbeitssuchende Deutsche 

nicht vernachlässigen, um die Akzeptanz für unsere Maßnahmen nicht zu gefährden.  

 

Da die Erfahrung zeigt, dass unabhängig vom Herkunftsland eine Maßnahmeteilnahme allein 

die Integration in den Arbeitsmarkt nicht immer befördert und sichert, wurden und werden im 

Bereich „Ganzheitlichkeit“ und „Nachhaltigkeit“ der sozialen Integration Schwerpunkte 

gesetzt. Zielkonflikte zwischen raschem Integrationserfolg, Nachhaltigkeit und sozialer 

Teilhabe müssen aufgelöst werden und die Schnittstellen zwischen SGB II, III, VIII und XII in 

diesem Kontext betrachtet werden. Dabei sollen in der Stadt Halle für die Flüchtlinge, die 

keine Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz beziehen, Maßnahmeplätze in 

gemischten Maßnahmen angeboten werden. Dies soll vor allem die sprachliche und 

kulturelle Integration stärken. 
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Ein „Passiv-Aktiv-Transfer (PAT)“, der sowohl vom Bundesministerium für Arbeit und 

Soziales als auch vom Bundesministerium für Finanzen abgelehnt wird, könnte der Stadt 

Halle (Saale) und dem Jobcenter wesentlich größere Handlungs-, aber vor allem 

Gestaltungsmöglichkeiten eröffnen. 

 

 

Das Land Sachsen-Anhalt hat Ende März 2017 angekündigt noch im Herbst ein 

Förderprogramm „Stabilisierung und Teilhabe am Arbeitsleben“ umzusetzen. Neben der 

zusätzlich zu realisierenden Bewirtschaftung des Förderprogramms wird dabei der 

Kommune die Steuerung und eine Anteilsfinanzierung (Personalneben- und 

Arbeitsplatzkosten) übertragen. Um diese Herausforderung zu realisieren, muss noch im 

laufenden Haushaltsjahr Rechtssicherheit über eine Finanzierung bis ins Jahr 2020 

geschaffen werden.  

Der Eigenbetrieb ist derzeit in der Lage, die für das Förderprogramm notwendigen 

Arbeitsgelegenheiten (AGH) im Rahmen der Mittelfristplanung gemeinsam mit dem 

Jobcenter umzusetzen. 

Die strukturellen und finanziellen Voraussetzungen für die durch die Kommune zu 

verantwortende Intensivbetreuung müssen durch eine Erhöhung des Zuschusses an den 

Eigenbetrieb realisiert werden. 

 

 

Über die arbeitsmarktpolitischen Effekte und die Auswirkung auf die 

Sozialversicherungssysteme hinaus, wird mit allen Maßnahmen auch eine 

Wertschöpfung für die Stadt Halle (Saale) erzielt (vergl. Flut, Schulen, Kita u.a.). Die 

Schätzungen dazu bewegen sich zwischen dem 10fachen und dem 35fachen des 

kommunalen Jahreszuschusses an den EfA. 

 

 

Unter Berücksichtigung der vorgenannten Prioritäten ist es weiterhin notwendig, Maßnahmen 

mit Mehraufwand zur Heranführung bestimmter Personengruppen an den Arbeitsmarkt 

durchzuführen, selbst wenn diese die oben benannten Effekte nur teilweise erfüllen. Vor dem 

Hintergrund des weiter steigenden Fachkräftemangels sind hier sogar sehr niedrigschwellige 

Projekte zu entwickeln, mit denen die sogenannten „verfestigten Langzeitarbeitslosen“ 

wieder an Arbeit herangeführt werden können.  

 

Wenn der Fachkräftemangel die Wirtschaft dazu zwingt, ihr derzeit eigenes 

geringqualifiziertes Personal zu qualifizieren, werden sich auch Chancen für die „verfestigten 

Langzeitarbeitslosen“ ergeben. Voraussetzung dazu ist allerdings, dass diese 

Erwerbsfähigen in der Lage sind, einen Arbeitstag, eine –woche, einen –monat, ein –jahr 

und dann das restliche Arbeitsleben durchzuhalten und dabei elementare 

Schlüsselqualifikationen einzuüben. 

 

Hier sind derzeit die perspektivischen Herausforderungen und Zielsetzungen des 

Eigenbetriebes für Arbeitsförderung zu sehen. 
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Für seine Geschäftstätigkeit und zur Mitfinanzierung der Beschäftigungsprojekte sind im 

Haushalt der Stadt Halle (Saale) für den Eigenbetrieb für Arbeitsförderung im Jahr 2017 

städtische Zuschüsse und Jahresüberschüsse aus den Vorjahren in Höhe von  

 
1.756.682 EURO. 

 
eingeplant.  

 

Für die geplanten Maßnahmen sind Eingliederungsleistungen SGB II und SGB III sowie 
Bundes ESF 
 

2.610.700 EURO 
 
und Mittel des Bundes, des Landes und Sonstiger in Höhe von 
 

1.993.800 EURO 
 

und sonstige Mittel 

 
407.419 EURO 

 

für alle Maßnahmen eingeplant. 

 

Da derzeit fast alle Maßnahmen mit einer Laufzeit von 1 bis 3 Jahren bewilligt sind, kann 

prognostiziert werden, dass die Entwicklung der vom EfA durchschnittlich realisierten 

Maßnahmen in der Mittelfristplanung für die Jahre 2013 bis 2021 sich derzeit wie folgt 

darstellt. 

 

  2013 1.000 Maßnahme- Plätze 

  2014    650 Maßnahme- Plätze 

  2015    401 Maßnahme- Plätze 

  2016    760 Maßnahme- Plätze 

  2017    781 Maßnahme- Plätze 

  2018    720 Maßnahme- Plätze 

  2019    432 Maßnahme- Plätze 

  2020    320 Maßnahme- Plätze 

  2021    220 Maßnahme- Plätze 

 

 

 

 

 

 

 

Goswin van Rissenbeck             Halle (Saale), den 05.07.2017 

Betriebsleiter des EB Arbeitsförderung     
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Henschke und Partner mbB 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

 

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie 

Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des Eigenbetriebes für Ar-

beitsförderung der Stadt Halle (Saale) für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 2016 bis 31. De-

zember 2016 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebe-

richt nach dem Eigenbetriebsgesetz, den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den 

ergänzenden Bestimmungen der Satzung liegen in der Verantwortung der Betriebsleitung. Mei-

ne Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über 

den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht abzuge-

ben. 

 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 

der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-

prüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrich-

tigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Be-

achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 

Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Si-

cherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse 

über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Eigenbetrie-

bes sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt.  

 

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen 

Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lage-

bericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurtei-

lung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der ge-

setzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und 

des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 

Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 

 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
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Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
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Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht 

der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der Grund-

sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 

der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes. Der Lagebericht steht in Einklang 

mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbe-

triebes und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 

 

Den vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vor-

schriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen 

(IDW PS 450). 

 

Eine Verwendung des oben wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb dieses Prü-

fungsberichts bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichungen oder Weitergabe 

des Jahresabschlusses in einer von der bestätigten Fassung abweichenden Form bedarf es 

zuvor unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder 

auf unsere Prüfung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird verwiesen. 

 

 

Halle (Saale), den 06. Juli 2017 

 

 

Henschke und Partner mbB 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 

 

 

Dipl.-Kfm. Marcus van den Broek 

Wirtschaftsprüfer 
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Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
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Rechtliche Verhältnisse für das Geschäftsjahr 2016 

 

 

1. Firma und Sitz des Eigenbetriebes 

Die Einrichtung führt die Bezeichnung Eigenbetrieb für Arbeitsförderung der Stadt Halle 

(Saale). Sitz des Eigenbetriebes ist Halle (Saale). 

 

 

2. Satzung 

Vom 01. Januar 2000 in der Fassung vom 13. Dezember 2000, geändert am 

23. Februar 2005. 

 

 

3. Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr stimmt mit dem Kalenderjahr überein. 

 

 

4. Gegenstand des Eigenbetriebes 

Gem. § 2 der Satzung vom 23. Februar 2005 verfolgt der Eigenbetrieb für Arbeit den Zweck, 

zur Unterstützung von Eingliederungsmaßnahmen nach SGB II und III – zur Integration von 

Sozialleistungsempfängern durch Arbeit – speziell durch Vorhalten und Bereitstellen von 

Personal, durch Koordination und Organisation von Beschäftigungsmaßnahmen tätig zu 

werden. Das betrifft insbesondere die 

 

- Durchführung von Beschäftigungsmaßnahmen für Arbeitslosengeld II-Empfänger nach 

Sozialgesetzbuch II (SGB II), 

- Durchführung und Koordination von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen im Bereich der 

Stadtverwaltung nach Sozialgesetzbuch II (SGB II) oder SGB III, 

- Beantragung von Beschäftigung schaffenden Infrastrukturmaßnahmen (BSI) nach SGB 

II oder SGB III im gewerblich-technischen Bereich, 

- Förderung der Jugendwerkstätten der Stadt Halle/Saale, 

- Verwaltung von Fördermitteln des Landes, der Europäischen Union und des Bundes zur 

Förderung von Beschäftigungsmaßnahmen bei Vereinen und Verbänden. 
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5. Kapital, Träger 

Das Stammkapital des Eigenbetriebes beträgt zum Bilanzstichtag EUR 25.000,00. Das 

Kapital ist in voller Höhe eingezahlt. Alleiniger Träger des Eigenbetriebes ist die Stadt Halle 

(Saale). 

 

 

6. Betriebsleitung, Vertretung, Organe 

Organe sind der Stadtrat, der Betriebsausschuss und die Betriebsleitung. Die Aufgaben der 

Organe sind durch die Satzung eindeutig geregelt.  

 

Zum Betriebsleiter ist Herr Goswin van Rissenbeck bestellt. Der Betriebsleiter vertritt die 

Stadt Halle (Saale) im Rahmen der durch die Satzung zugewiesenen Aufgaben. 

 

Der Stadtrat ist die oberste Dienstbehörde der Betriebsleitung. Der Oberbürgermeister ist 

als Organ der Stadt Dienstvorgesetzter der Betriebsleitung und der sonstigen Mitarbeiter.  

 

Es fanden im Geschäftsjahr 3 Sitzungen des Betriebsausschusses statt. Es wurden 

folgende wesentliche Themen erörtert, bzw. folgende wesentliche Beschlüsse gefasst: 

02.05.2016 Vorschlagsbeschluss zur Vergabe der Jahresabschlussprüfung 2015 

 Zusammenfassung der neuen Förderprogramme seit Juli 2015 

 Personalien 

 

24.08.2016 Personalien 

 Informationen zum Sachstand der Förderprogramme 

 

14.11.2016 Vorschlagsbeschluss zur Feststellung des Jahresabschlusses 2015 

 Vorschlagsbeschluss zur Entlastung des Betriebsleiters für 2015 

 Vorschlagsbeschluss zur Verwendung des Ergebnisses 2015 

 Beschluss des Wirtschaftsplanes 2017 
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Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

Die Beschlüsse des Stadtrates beinhalten: 

14.12.2016 Feststellung des Jahresabschlusses 2015 

 Entlastung des Betriebsleiters für 2015 gem. § 19 Abs. 4 Ziff. 3 EigBG LSA 

 Verwendung des Ergebnisses 2015 

 Beschluss des Wirtschaftsplanes 2017 

 

7. Vorjahresabschluss/Prüfung des Vorjahresabschlusses 

In der Stadtratssitzung vom 14. Dezember 2016 wurde der von uns mit Datum vom 02. Juni 

2016 mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehene Jahresabschluss zum 

31. Dezember 2015 nebst Lagebericht festgestellt. Der Betriebsleitung wurde für das 

Wirtschaftsjahr 2015 Entlastung erteilt. 

 

8. Wesentliche Verträge 

 

Folgende wesentliche Verträge hat der EfA abgeschlossen: 

 

8.1. Mietverträge 

 

Objekt Vermieter Laufzeit Kündigungsfrist 
Kaltmiete 

p.M. 

Hibiskusweg 15 Eigenbetrieb ZGM unbefristet 
Gem. § 580a 
Abs. 2 BGB 

1.627,12 € 

Dölauer Straße 
65 

Eigenbetrieb ZGM unbefristet 4 Wochen 270,71 € 

Landrain 25 Eigenbetrieb ZGM unbefristet 3 Monate 
Nur 

Nebenkosten 

Brückenstraße 
bis 02/2016 

Eigenbetrieb ZGM unbefristet 1 Monat 200,00 € 

 

8.2 Leasingverträge 

 

Eingegangene Leasingverpflichtungen liegen für das Jahr 2016 in Höhe von T€ 156,3 und 

für das Jahr 2017 in Höhe von T€ 180,9 vor.  
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Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

Steuerliche Verhältnisse für das Geschäftsjahr 2016 

 

Der Eigenbetrieb wird beim Finanzamt Halle (Saale) unter der Steuernummer 110/197/40465 

geführt.  

 

Er unterliegt nicht der Körperschaft- und Gewerbesteuer. Umsatzsteuerpflicht besteht, soweit 

steuerbare Lieferungen und sonstige Leistungen ausgeführt werden (§§ 1 und 2 UStG). 

 

Im Jahr 2016 fand eine Lohnsteuer-Außenprüfung statt. Der Prüfungszeitraum umfasste den 

Zeitraum vom 01. Januar 2012 bis 31. Dezember 2015. Das Ergebnis der Betriebsprüfung 

wurde in einem Prüfungsbericht vom 08. September 2016 zusammengefasst. Das Ergebnis 

der stichprobenartigen Prüfungen hat zu keiner Nachforderung geführt.  
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Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

Feststellungen zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der 

wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 53 HGrG 

 

Grundlagen der Feststellungen ist der Fragenkatalog des IDW PS 720. 

 

A. Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsorganisation 

 

Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie 

individualisierte Offenlegung der Organbezüge 

 

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für die 

Geschäftsleitung? Gibt es darüber hinaus schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans 

zur Organisation für die Geschäftsleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese 

Regelungen den Bedürfnissen des Unternehmens? 

 

Die Verteilung der Aufgaben der Überwachungsorgane des Eigenbetriebes und die 

Einbindung in die Entscheidungsprozesse der Betriebsleitung ergeben sich aus der Satzung 

des Eigenbetriebes sowie dem Eigenbetriebsgesetz. Ein Geschäftsverteilungsplan liegt 

nicht vor, weil nur ein Betriebsleiter bestellt ist. Die Regelungen entsprechen den 

Erfordernissen des Eigenbetriebes. 

 

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wurden 

Niederschriften hierüber erstellt?  

 

Die Sitzungen des Betriebsausschusses des Eigenbetriebes für Arbeitsförderung fanden im 

Berichtsjahr am 02. Mai, 24. August und am 14. November 2016 statt. Niederschriften 

wurden erstellt. 

 

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 3 des 

Aktiengesetzes sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?  

 

Der Betriebsleiter ist auskunftsgemäß in keinen Gremien im obigen Sinne tätig. 
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Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
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d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) 

individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses aufgeteilt nach Fixum, erfolgsbezogenen 

Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung ausgewiesen? Falls nein, 

wie wird dies begründet? 

 

Die Anhangsangabe gem. § 285 Nr. 9 a HGB über die Vergütung wird unter Anwendung der 

Schutzvorschrift des § 286 Abs. 4 HGB nicht angegeben. 

 

Der Betriebsleiter erhält grundsätzlich keine erfolgsbezogene Vergütung. 

 

Es gibt keine zusätzliche Vergütung der Organmitglieder. 

 

 

B. Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums 

 

Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 

 

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisationsplan, 

aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/Weisungsbefugnisse 

ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung? 

 

Ein Organisationsplan aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und 

Zuständigkeiten/Weisungsbefugnisse ersichtlich sind, ist vorhanden. Die aktuelle 

Stellenübersicht ist Bestandteil des Wirtschaftsplanes. Der Organisationsplan entspricht den 

Bedürfnissen des Eigenbetriebes. Eine Überprüfung erfolgt regelmäßig. 

 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren wird? 

 

Es gab keine Anhaltspunkte zu Verstößen gegen den Organisationsplan. 

 

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und 

dokumentiert?  

 

Durch das Prinzip der Funktionstrennung und des 6-Augenprinzips wurden Vorkehrungen 

zur Korruptionsprävention ergriffen. 
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d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche 

Entscheidungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, 

Personalwesen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, 

dass diese nicht eingehalten werden?  

 

Wesentliche Entscheidungsprozesse ergeben sich aus der Satzung und betreffen 

Entscheidungen über die Durchführung von Projekten. Alle Maßnahmen bedürfen der 

Zustimmung des Betriebsausschusses. 

 

Die Aufnahme von Darlehen und Kassenkrediten von EUR 25.000 bis EUR 50.000 bedarf 

der Zustimmung des Betriebsausschusses. Darüber hinaus ist die Zustimmung des 

Stadtrates einzuholen. 

 

Eine Betriebsanweisung zur Auftragsvergabe liegt nicht vor. Bei der Vergabe von Aufträgen 

ist der Betriebsleiter gem. § 5 Abs. 4 der Satzung an die VOB, die VOL und VOF gebunden.  

 

Leasingverträge, die durch den Eigenbetrieb im Rahmen der Durchführung von 

Maßnahmen abgeschlossen und finanziert werden, werden über die Vergabestelle der Stadt 

Halle (Saale) ausgeschrieben. Es sind grundsätzlich drei Angebote einzuholen.  

 

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücksverwaltung, 

EDV)?  

 

Die Dokumentation von Verträgen erfolgt im Rahmen der Überwachung der Maßnahmen 

und der Projekte bei den jeweiligen Projektverantwortlichen. Die Überwachung der Verträge 

erfolgt durch das Team Finanzen des Eigenbetriebes. 

 

 

Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling  

 

a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fortschreibung 

der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projekten - den 

Bedürfnissen des Unternehmens? 
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Die Planung erfolgt projektorientiert über einen Planungszeitraum, der den zugeteilten 

Maßnahmen entspricht. Es wird ein jährlicher Wirtschaftsplan erstellt, der eine Finanz-, 

Erfolgs-, Vermögens- und Stellenplanung umfasst. 

 

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht? 

 

Im Rahmen der Aufstellung des jährlichen Wirtschaftsplanes erfolgt eine laufende 

Überwachung und Analyse der Planabweichungen unter Berücksichtigung der 

Wesentlichkeit (Planauswertungen, insbesondere für Investitionen). Zudem erfolgt eine 

laufende, monatliche Analyse der Planabweichungen bei den Maßnahmen. 

 

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und den 

besonderen Anforderungen des Unternehmens? 

 

Das Rechnungswesen entspricht der Größe und den Gegebenheiten des Eigenbetriebes. 

 

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u.a. eine laufende 

Liquiditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet? 

 

Es erfolgte eine projektseitige laufende Kontrolle der Liquidität. Kredite wurden im 

Berichtszeitraum nicht in Anspruch genommen. 

 

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben sich 

Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten worden 

sind? 

 

Ein zentrales Cash-Management besteht nicht. 

 

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? Ist 

durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen zeitnah 

und effektiv eingezogen werden? 

 

Die vollständige und zeitnahe Abforderung der Zuschüsse wird durch das 

Maßnahmecontrolling der Bearbeiter der einzelnen Maßnahmen gewährleistet. Personal- 

und Sachkosten werden monatlich abgefordert bzw. abgerechnet. Ein Mahnwesen existiert 
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auf Grund der Besonderheit des Eigenbetriebes und der vollständigen Finanzierung der 

Maßnahmen über Zuschüsse nicht. 

 

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens und umfasst es alle 

wesentlichen Unternehmensbereiche? 

 

Es besteht ein Maßnahmecontrolling. Dadurch werden die tatsächlichen Ausgaben und 

Einnahmen mit den geplanten Zahlen verglichen. 

 

h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwachung 

der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Beteiligung 

besteht? 

 

Entfällt, da keine Tochterunternehmen/Beteiligungen bestehen. 

 

Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem 

 

a) Hat die Geschäftsleitung Maßnahmen ergriffen und nach Art und Umfang Frühwarnsignale 

definiert, mit deren Hilfe bestandgefährdende Risiken rechtzeitig erkannt werden können? 

 

Das interne Informationssystem wird durch das Rechnungswesen, die Planungsrechnung 

und das Maßnahmecontrolling abgebildet. Darüber hinaus unterliegt der Eigenbetrieb einer 

institutionellen Kontrolle. 

 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben sich 

 Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden? 

 

Die Maßnahmen sind ausreichend und zweckmäßig. Es haben sich keine Anhaltspunkte 

ergeben, wonach die Maßnahmen nicht durchgeführt wurden.  

 

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? 

 

Die Maßnahmen sind ausreichend durch Niederschriften dokumentiert. 
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d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit dem 

aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen abgestimmt 

und angepasst? 

 

Es erfolgt eine laufende Anpassung an die Geschäftsentwicklung und an die Anforderungen 

an den Eigenbetrieb. Dabei werden Soll-Ist-Vergleiche angestellt und deren Abweichungen 

analysiert. Das Maßnahmecontrolling wird auf die jeweiligen Förderbedingungen angepasst. 

 

 

Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate 

 

a) Hat die Geschäftsleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von Finanzinstrumenten sowie 

von anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten schriftlich festgelegt? Dazu gehört: 

 Welche Produkte/ Instrumente dürfen eingesetzt werden? 

 Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/ Instrumente bis zu welchen Beträgen 

eingesetzt werden? 

 Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in welchem Umfang 

dürfen offene Posten entstehen? 

 Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z.B. ob bestimmte Strategien ausschließlich 

zulässig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt werden dürfen (z.B. 

antizipatives Hedging)? 

b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kreditkonditionen 

und zur Risikobegrenzung? 

c)  Hat die Geschäftsführung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes Instrumentarium zur 

Verfügung gestellt insbesondere in Bezug auf 

 Erfassung der Geschäfte 

 Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse 

 Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung 

 Kontrolle der Geschäfte? 

d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende 

Derivatgeschäfte und werden Konsequenzen auf Grund der Risikoentwicklung gezogen? 

e) Hat die Geschäftsführung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen? 

f)  Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäftsleitung im Hinblick auf die offenen Positionen, 

die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt? 
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Der gesamte Fragenkreis ist auf Grund der Tätigkeiten des Eigenbetriebes nicht einschlägig 

und wurde von uns deshalb nicht im Einzelnen beantwortet. Finanzinstrumente u. ä. wurden 

nicht in Anspruch genommen. 

 

 

Fragenkreis 6: Interne Revision 

 

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmers entsprechende interne Revision? Besteht 

diese als eigenständige Stelle oder wird diese Funktion durch eine andere Stelle (ggf. 

welche) wahrgenommen? 

 

b) Wie ist die Anbindung bei internen Revisionen im Unternehmen? Besteht bei ihrer Tätigkeit 

die Gefahr von Interessenkonflikten? 

 

c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der internen Revision im 

 Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander unvereinbare Funktionen 

 (z.B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch getrennt sind? Wann hat die 

 Interne Revision das letzte Mal  über Korruptionsprävention berichtet? Liegen hierüber 

 schriftliche Revisionsberichte vor? 

 

d) Hat die interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abgestimmt? 

 

e) Hat die interne Revision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um welche handelt es 

sich? 

 

f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der internen 

Revision gezogen und wie kontrolliert die interne Revision die Umsetzung ihrer 

Empfehlungen? 

 

Eine interne Revision als eigenständige Stelle besteht auf Grund der Größe des 

Eigenbetriebes nicht.  

 

 

 

 

 



Eigenbetrieb für Arbeitsförderung der Stadt Halle (Saale) Anlage VIII 
Halle (Saale)  Seite 8 

 

 
 

 

 

Henschke und Partner mbB 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

C. Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit 

 

Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, 

 Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden 

 Beschlüssen des Überwachungsorgans 

 

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des 

Überwachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht 

eingeholt worden ist? 

 

Anhaltspunkte für Verstöße gegen die in der Betriebssatzung geregelten 

zustimmungsbedürftigen Rechtsgeschäfte ergaben sich nicht. 

 

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des 

Überwachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt? 

 

Entfällt, da keine Kredite gewährt wurden. 

 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnahmen 

ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorgenommen 

worden sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)? 

 

Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben. 

 

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Gesetz, 

Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des 

Überwachungsorgans übereinstimmen? 

 

Nein. 
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Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen 

 

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, immaterielle 

Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf 

Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft? 

 

Die Planung und Finanzierbarkeit erfolgt auf der Grundlage des Wirtschaftsplanes.  

 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermittlung 

nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu 

ermöglichen (z. B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligungen)? 

 

Im Berichtsjahr wurden lediglich kleinere Investitionen i.H.v. insgesamt TEUR 9,9 getätigt. 

Es wurden mehrere Angebote zur Preisermittlung angefordert. EDV Hard- und Software 

werden über die IT Consult Halle GmbH beschafft. 

 

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend 

überwacht und Abweichungen untersucht? 

 

Obsolet. 

 

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen ergeben? 

Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?  

 

Entfällt. 

 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach 

Ausschöpfung der Kreditlinie abgeschlossen wurden?  

 

Nein. 
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Fragenkreis 9: Vergaberegelungen 

 

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z.B. VOB, 

VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben? 

 

Eindeutige Verstöße haben wir nicht festgestellt.  

 

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzangebote 

(z.B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt? 

 

Konkurrenzangebote werden eingeholt.  

 

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan  

 

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 

 

Der Betriebsausschuss wird anlässlich seiner Sitzungen über die Lage des Eigenbetriebes 

informiert. Der Stadtrat wird über das BMA quartalsweise über die Lage des Eigenbetriebes 

informiert.  

 

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des 

Unternehmens und in die wichtigsten Unternehmensbereiche?  

 

Die Berichte basieren hauptsächlich auf dem Rechnungswesen sowie der 

Maßnahmeentwicklung. Ein unzutreffendes Bild der Lage des Eigenbetriebes ist nicht 

erkennbar. 

 

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah 

unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß 

abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen und wesentliche 

Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet? 

 

Laut den uns vorliegenden Protokollen wurde der Betriebsausschuss über wesentliche 

Vorgänge im Rahmen der Sitzungen angemessen informiert. Ungewöhnliche, risikoreiche 

oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäfte wurden uns nicht bekannt. 
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d) Zu welchen Themen hat die Geschäftsleitung dem Überwachungsorgan auf dessen 

besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs.3 AktG)? 

 

Weder der Betriebsausschuss noch der Stadtrat haben im Berichtsjahr derartige Wünsche 

geäußert.  

 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z.B. nach § 90 AktG oder 

unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war?  

 

Anhaltspunkte hierzu haben sich nicht ergeben.  

 

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? 

Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan 

erörtert? 

 

Eine D&O-Versicherung wurde nicht abgeschlossen. 

 

g) Sofern Interessenskonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungs-

organs gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan offengelegt 

worden? 

 

Derartige Interessenskonflikte haben wir nicht festgestellt. 

 

 

D. Beurteilung der Vermögens- und Finanzlage 

 

Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 

 

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen?  

 

Nein.  

 

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? 

 

Nein. 



Eigenbetrieb für Arbeitsförderung der Stadt Halle (Saale) Anlage VIII 
Halle (Saale)  Seite 12 

 

 
 

 

 

Henschke und Partner mbB 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu den 

bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der 

Vermögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird? 

 

Nein. 

 

Fragenkreis 12: Finanzierung  

 

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen 

zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen 

Investitionsverpflichtungen finanziert werden? 

 

Investitionen in das Anlagevermögen und deren Finanzierung werden über den 

Wirtschaftsplan genehmigt und beschlossen. Investitionszuschüsse werden über die 

Sonderposten im Jahresabschluss dargestellt. Eine strukturelle Aufteilung nach internen 

und externen Finanzierungsquellen ist demzufolge obsolet.   

 

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der 

Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften? 

 

Der Eigenbetrieb stellt Sondervermögen der Stadt Halle (Saale) dar. Kredite von 

(Tochter)Unternehmen der Stadt Halle (Saale) wurden nicht gewährt.  

 

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermitteln einschließlich Garantien der 

öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit verbundenen 

Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden? 

 

Der Eigenbetrieb nimmt entsprechend seiner Tätigkeit Zuschüsse in Anspruch, welche aus 

Mitteln der öffentlichen Hand bestehen. Eine Nicht-Beachtung der Verpflichtungen und 

Auflagen des Zuschussgebers haben wir nicht festgestellt.  
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Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung  

 

a) Bestehen Finanzierungsprobleme auf Grund einer evtl. zu niedrigen 

Eigenkapitalausstattung? 

 

Der Eigenbetrieb wird vollständig über Zuschüsse finanziert. Das vorhandene Eigenkapital 

ist demnach ausreichend.  

 

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit der 

wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 

 

Der Eigenbetrieb erwirtschaftet in der Regel keine positiven oder negativen 

Jahresergebnisse. 

 

 

E. Untersuchung der Ertragslage 

 

Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit  

 

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens nach Segmenten zusammen? 

 

Gem. § 2 der Satzung vom 23. Februar 2005 verfolgt der Eigenbetrieb für Arbeit den 

Zweck, zur Unterstützung von Eingliederungsmaßnahmen nach SGB II und III – zur 

Integration von Sozialleistungsempfängern durch Arbeit – speziell durch Vorhalten und 

Bereitstellen von Personal, durch Koordination und Organisation von 

Beschäftigungsmaßnahmen tätig zu werden. Eine Segmentierung ist nicht vorhanden.  

 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt? 

 

Nein. Jedoch ist das Ergebnis in hohem Maße von arbeitspolitischen Maßnahmen 

abhängig. 
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c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredite oder andere 

Leistungsbeziehungen mit den Gesellschaftern eindeutig zu unangemessenen Konditionen 

vorgenommen werden? 

 
Entfällt. 

 

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuerlich und preisrechtlich erwirtschaftet? 

 
Entfällt. 

 

 

Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen  

 

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung 

waren und was waren die Ursachen für die Verluste? 

 
Der Eigenbetrieb wird über maßnahmengebundene Fördermittel finanziert. Eventuelle 

Überschreitungen des jeweiligen Maßnahmebudgets müssen durch Kosteneinsparungen 

an anderer Stelle ausgeglichen werden. Verbleibende Unterdeckungen sind durch den 

Zuschussgeber Stadt Halle (Saale) auszugleichen. 

 

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen und um welche 

Maßnahmen handelt es sich? 

 
Entfällt. 

 

Fragenkreis 16:  Ursachen des Jahresfehlbetrags und Maßnahmen zur Verbesserung 

der Ertragslage 

 

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 

 
Entfällt. 

 

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage des 

Unternehmens zu verbessern? 

 
Grundsätzlich sind die Mitarbeiter zur sparsamen Mittelverwendung angehalten.  

 






